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Die Vermögensteuer- Richtlinien 


Von Ministerialrat Dr. Uhlich, Berlin, Reichsfinanz ministerium 


nhalt: 


. Einführung, 
Grundbeſitz, 
Betriebsvermögen, 

. Betriebjchulden, 
Teilwert, 

. Sonſtiges Vermögen, 


S gi g Do ma 


1. Einführung 
Die „Richtlinien für die Bewertung des 

Vermögens und für die Veranlagung der 
Vermögenſteuer und der Aufbringungs⸗ 
umlage auf den 1. Januar 1940“ werden in der 
Praxis kurz als „Vermögenſteuer⸗ Richtlinien“ 
bezeichnet werden. Dem entſpricht die Abkürzung „VSt R“. 
Die amtliche Bezeichnung der Richtlinien bringt zum Aus⸗ 
druck, daß die Bedeutung über die Vermögenſteuer 
hinausgeht. Die Richtlinien erſtrecken ſich auch auf 
ie Aufbringungsumlage. Sie gelten außerdem 
für die Einheitsbewertung des Betriebsver⸗ 
mögens. Es iſt gleichgültig, ob das Betriebsvermögen 
im einzelnen Fall der Vermögenſteuer unterliegt oder nicht. 

denn keine Vermögenſteuer in Betracht kommt, iſt 
die Einheitsbewertung für die Gewerbeſteuer maß⸗ 
gebend. Die Richtlinien gelten auch für ſolche Fälle. 

Die Geltungsdauer der Richtlinien iſt nicht ſo 

eng begrenzt wie bei den Einkommenſteuer⸗Richtlinien 
(EStR) und bei den Lohnſteuer⸗Richtlinien (EStR). Sie 
gelten für den ganzen Hauptveranlagungs⸗ 
zeitraum, der am 1. Januar 1940 beginnt. Die Finanz⸗ 
Amter werden auch bei Fortſchreibungen, Nach 
feſtſtellungen, Neuveranlagungen und 
Nachveranlagungen auf den 1. Januar 1941 und 
‚pätere Zeitpunkte die jetzigen Richtlinien anwenden müſſen. 
Es ift beabſichtigt, Ergänzungsrichtlinien her⸗ 
auszugeben. Darin werden ſolche Punkte behandelt werden, 
17 fih aus der Beſonderheit der Fortſchrei 

ungen, Nachfeſtſtellungen, Neuveran⸗ 
agungen und Nachveranlagungen ergeben. 
. Die Vermögenſteuer⸗Richtlinien bedeuten auf dem Ge- 
diet der Vermögensbeſteuerung eine Neuerung. Es hat 
disher noch keine ſolchen Richtlinien gegeben. Die Richt⸗ 
linien faſſen Anordnungen zufammen, die früher in 


ung 


7. Wertpapiere und Anteile, 

8. Geſamtvermögen, 

9. Inlandsvermögen, 

10. Steuerpflicht bei der Vermögenſteuer, 
11. Freibeträge und Zuſammenveranlagung. 
12. Aufbringungsumlage. 


mehreren Erlaſſen enthalten waren. Hauptſächlich 
iſt der Inhalt der für die Vermögenſteuerveranlagung 1935 
ergangenen Erlaſſe vom 8. Auguſt 1935 (RSBI 
1935 S. 1074) und vom 25. April 1936 (RStBl 1936 
S. 421) aufgenommen worden. Daneben haben viele 
Einzelerlaſſe Stoff beigetragen. 

Ein Hinweis auf andere Erlaſſe findet ſich 
in den Vermögenſteuer⸗Nichtlinien nur ganz aus 
nahmsweiſe (in den Abſchnitten 24 — Verſicherungs⸗ 
rücklagen —, 52 — Stillhalteabkommen — und 74 — Auf 
bringungspflicht der Hochſeefiſcherei uſw. —). In den 
Ziffern 25 — Genoſſenſchaften — und 56 — Gemeinnützig⸗ 
teit uſw. — wird auf Erlaſſe hingewieſen, die für andere 
Steuerarten oder für mehrere Steuern er⸗ 
gangen find. An allen anderen Stellen find die 
Ausführungen früherer Erlaſſe wiederholt worden. 

Die Richtlinien enthalten eine Zujammen- 
faſſung. Dieſe Zuſammenfaſſung dient der Arbeits 
vereinfachung. 

Manche Zweifelsfragen haben ſich durch die 
Anderungen ergeben, die in den Verordnungen 
vom 31. Oktober 1939 (RGBI I S. 2138, RSN 
S. 1093) und vom 22. November 1939 (RGBl! 
S. 2271, RSGM S. 1133) enthalten find. Sie werden in 
den Richtlinien behandelt. Manche Abſchnitte befaſſen ſich 
mit neu aufgetretenen Zweifelsfragen. 

Die Richtlinien enthalten drei Teile: 

A. Vermögensbewertung, 
B. Vermögenſteuer, 
C. Aufbringungsumlage. 


Die Teile ſind in Hauptabſchnitte gegliedert. 
Jeder Hauptabſchnitt behandelt ein zujammen- 
gehöriges Gebiet. Die Hauptabſchnitte zerfallen in 
einzelne Abſchnitte Die einzelnen Abſchnitte ſind 


S. 86 / 


mit fortlaufenden Ziffern verſehen. Die An⸗ 
führung der einzelnen Abſchnitte iſt dadurch ſehr er⸗ 
leichtert. 

Die VSt find kein vollſtändiges Er- 
läuterungsbuch. Sie behandeln ebenſo wie die EStgt 
und die LSIN Zweifelsfragen und Auslegungsfragen, die 
ſich bei der praktiſchen Anwendung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften ergeben haben oder ergeben 
werden und von allgemeiner Bedeutung find. 

Die folgenden Ausführungen können nur einen allge⸗ 
meinen Überblick über den Inhalt der VSt geben. 
Insbeſondere wird auf Punkte hingewieſen, die nochnicht 
in früheren Erlaſſen enthalten waren. Einzelheiten 
werden in Einzelaufſätzen behandelt werden. 


2. Grund beſitz A 

Eine allgemeine Feſtſtellung der Einheitswerte für 
den Grundbeſitz findet auf den 1. Januar 1940 
nur in der Oſtmark, in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten, im Memelland und in Danzig ſtatt. Für 
das Altreich verbleibt es beim Grundbeſitz bei den Ein⸗ 
heitswerten vom 1. Januar 1935 (für das Saarland vom 
1. Januar 1936), wenn nicht eine Fortſchreibung oder eine 
Neufeſtſtellung ſtattgefunden haben oder auf den 1. Januar 
1940 vorzunehmen ſind. 

Die Richtlinien weiſen für den Grundbeſitz beſonders 
auf die Vorſchriften über die Wertgrenzen für die 
Fortſchreibung ( 2a RBBewG), auf das Fort⸗ 
gelten der Wertverhältniſſe vom 1. Januar 
1935 (§ 3a RBe wd) und auf die Behandlung der 
Grundſtücke im Zuſtand der Bebauung ($ 38a 
RBew ) hin. 


3. Betriebsvermögen 


Die Abſchnitte 2 bis 16 befaſſen ſich mit der Frage, 

was zum Betriebsvermögen gehört. 

Abſchnitt 3 weiſt für die unkörperlichen 
Wirtſchaftsgüter auf die auch heute noch grund⸗ 
legenden Ausführungen des RF H⸗Urteils vom 28. Fe- 
bruar 1930, RStBl 1930 S. 287, hin. Unkörperliche Wirt- 
ſchaftsgüter, wie Firmenwert, Betriebsrecht, Kontingente, 
Herſtellungsverfahren uſw., ſind nur dann zu be⸗ 
werten, wenn entweder Aufwendungen dafür ge⸗ 
macht worden find oder fih eine allgemeine Bere 
kehrsauffaſſung gebildet hat, wonach das Wirt- 
ſchaftgzut als bewertbares Wirtſchaftsgut 
anerkannt iſt. 

Abſchnitt 6 befaßt ſich mit dem Beginn und dem 
Ende der ſteuerlichen Rechtsfähigkeit von Kapi⸗ 
talgeſellſchaften. 7 

Im Abſchnitt 10 wird darauf hingewieſen, daß die Ent- 
ſcheidung darüber, ob ein Grundbeſitz als Betriebs⸗ 
grundſtück anzuſehen iſt und zum Betriebsvermögen 
gehört, ſchon bei der Einheitsbewertung des 
Grundbeſitzes getroffen werden muß. 

Die Maſchinen und die ſonſtigen Vor⸗ 
richtungen aller Art, die zu einer Betriebs⸗ 
anlage gehören, werden bei der Grundſtücksbewertung 
nicht mit berückſichtigt. Sie werden als „Betriebs⸗ 
vorrichtungen“ bezeichnet und müſſen bei der Be⸗ 
wertung des Betriebsvermögens erfaßt wer⸗ 
den. Abſchnitt 11 ſtellt Richtlinien darüber auf, in welcher 
Weiſe das Betriebsfinanzamt und das für die 
Bewertung des Grundſtücks zuſtändige Belegenheits⸗ 
finanzamt zuſammen arbeiten müſſen, um eine voll⸗ 
ſtändige Erfaſſung der Betriebsvorrichtungen zu 
erreichen. 

Wirtſchaftsgüter, die ſich im Protektorat Böhmen 
und Mähren, in den in das Reich eingeglieder- 
ten Oſtgebieten (ohne Danzig) und in den anderen 
beſetzten Oſtgebieten befinden, ſind ſo zu behan⸗ 
deln, als ob die früheren Verträge und Anordnungen zur 
Vermeidung der Doppelbeſteuerung noch in Keaft 
wären. Sie ſind bei der Einheitsbewertung des Betriebs⸗ 
vermögens nicht mit anzuſetzen, wenn ſie bisher nicht 
der Beſteuerung im Deutſchen Reich unterlagen. 
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Eingehende Ausführungen ſind über die Behandlung 
der Sparkaſſen im Abſchnitt 15 enthalten. Sie ſtim⸗ 
men mit den für die Körperſchaftſteuer und für die 
Gewerbeſteuer beſtehenden Anweiſungen überein. 

Auch die Schachtelvergünſtigung wird für 
die Vermögenſteuer genau ſo geregelt wie für die Körper⸗ 
ſchaftſteuer (Abſchnitt 16). 


4, Betriebſchulden 


Die Abſchnitte 17 bis 25 handeln von den Schulden 
und Abzügen, die von dem Betriebsvermögen 
gekürzt werden können. Es können nur ſolche Schulden 
beim Betriebsvermögen abgezogen werden, die mit dem Be: 
triebsvermögen oder mit einzelnen Teilen des Betriebs⸗ 
vermögens in wirtſchaftlichem Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. Das gilt auch dann, wenn die Schulden durch 
Hypotheken ſichergeſtellt find (Abſchnitt 17). Bei Pe- 
triebsgrundſtücken iſt der wirtſchaftliche Zuſam⸗ 
menhang mit dem Grundſtück entſcheidend (Ab⸗ 
ichnitt 18). j 

Ldufend veranlagte Steuerſchulden ſind 
nur dann abzugsfähig, wenn ſie entweder am Feſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt fällig waren, oder wenn ſie für einen 
Zeitraum du entrichten find, der ſpäteſtens im 
Feſtſtellungs zeitpunkt geendet hat. Die Richt⸗ 
linien wiederholen die Anordnungen, die bereits in dem 
Erlaß vom 27. Dezember 1937 (RSV 1938 S. í) 
enthalten waren (Abſchnitt 19). An dieſer Stelle werden 
nur ſolche Steuerſchulden behandelt, die beim Be⸗ 
triebsvermögen abzugsfähig ſind. Die Per⸗ 
ſonenſteuern (Einkommenſteuer, Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer. Mehreinkommenſteuer, Bürgerſteuer, 
Wehrſteuer, Kirchenſteuer, Vermögenſteuer und Erbſchaft⸗ 
ſteuer) find nicht beim Betriebsvermögen, 
ſondern erſt beim Geſamtvermögen zu berückſich⸗ 
ligen. Sie werden im Abſchnitt 48 behandelt. 

Penſionslaſten und Garantieverpflich⸗ 
tungen ſind im allgemeinen von einer aufſchieben⸗ 
den Bedingung abhängig und können daher nicht be⸗ 
rückſichtigt werden (Abſchnitt 20). i 4 

Die Rüdftändigen Unkoſten, die Später 
fälligen (antizipativen) Unkoſten und die Tranſi⸗ 
toriſchen Einnahmen ſind bei der Ermittlung des 
Betriebsvermögens abzuziehen (Abſchnitt 21, dazu Hinweis 
auf Reinhardt, Buchführung, Bilanz und Steuern Bd. 3). 
Tiefe Poſten werden bei der Vermögensbeſteue⸗ 
rung ebenſo behandelt wie bei der Einkommens⸗ 
beſteuerung. 

über die Behandlung von Währungſchulden 
werden im allgemeinen die Ausführungen des Erlaſſes vom 
4. Auguſt 1938 (NGBE 1938 S. 753) wiederholt (Ab⸗ 
ſchnitte 22 und 23). 

Die Abſchnitte 25 und 68 geben Erläuterungen zu der 
Neuregelung der Behandlung der Genoſſenſchaften 
($ 52 a RBewꝰ und § 15 VSt /). Die Erläuterungen 
ſtimmen mit dem Erlaß vom 11. Dezember 1939 über die 
Neuregelung der Körperſchaftſteuer der Erwerbs⸗ 
p Wirtſchaftsgenoſſenſchaften (RStBl 1939 S. 1198) 
überein. 


5. Teilwert 

Der Begriff des Teilwerts iſt bei der Ver⸗ 
mögensbewertung der gleiche wie bei der Einkommens⸗ 
beſteuerung. Die Anwendung des Teilwerts iſt dagegen 
bei der Einheitsbewertung des Betriebsvermögens eine 
andere als bei der Einkommensbeſteuerung. Abſchnitt 26 
weiſt darauf hin und wiederholt im weſentlichen die Aus⸗ 
führungen eines früheren Erlaſſes vom 25. Juni 1936 
(RSBI S. 721). Anhaltspunkte für die Bemeſſung des 
Teilwerts ſind die Wiederbeſchaffungskoſten und 
der Einzelveräußerungspreis, der auch der 
Schrottwert ſein kann. Die Begriffe „Wiederbeſchaf⸗ 
fungskoſten“ und „Einzelveräußerungspreis“ werden in An⸗ 
lehnung an die Ausführungen bei Reinhardt, Buch⸗ 
führung, Bilanz und Steuern Bd. 1 S. 142 u. f. 
eingehend behandelt. ire en i p 
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Die Rückſtän digen Einnahmen, die Später 
fälligen (antizipativen) Einnahmen und die 
Tranſitoriſchen Ausgaben find bei der Ermitt⸗ 
lung des Betriebsvermögens mit anzuſetzen (Abſchnitt 29, 
dazu Hinweis auf Reinhardt, Buchführung, Bilanz und 
Steuern Bd. 3). Auch dieſe Poſten werden bei der Ver⸗ 
mögensbeſteuerung ebenſo behandelt wie bei der 
Einkommensbeſteuerung. 

Ausländiſche Zahlungsmittel uiw. müſſen 
für die Vermögensbewertung in Reichsmark umge⸗ 
rechnet werden. Es gelten dafür auf den 31. Dezember 
1939 die Mittelkurſe, die auf der letzten Seite des 
Steuerkurszettels abgedruckt find. Für Betriebe mit ab- 
weichendem Abſchlußzeitpunkt gilt der Kurs 
des jeweiligen Stichtags. Abſchnitt 30 geſtattet, 
. Umſatzſteuerumrechnungsſätze zu ver 
wenden. 


6. Sonſtiges Vermögen 


Abſchnitt 31 befaßt fih mit der Bewertung von Ra- 
pitalforderungen und wiederholt dazu die Aus⸗ 
führungen des Erlaſſes vom 8. Auguſt 1935. Die Ver⸗ 
änderung der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, die durch den fetzigen Krieg hervorgerufen 
worden iſt, kann einen Minderwert einer Forderung 
rechtfertigen. 

Die Anſprüche auf Tantiemen ſind verſchieden zu 
behandeln, je nachdem, ob ihre Gewährung im freien 
Ermeſſen des Unternehmens liegt oder ein Anſpruch 
vertraglich zugeſichert worden iſt. Darauf weiſt 
Abſchnitt 32 hin. 

Abſehnitt 33 behandelt die Zinſen, Gehälter 
und anderen wiederkehrenden Einnahmen. 
Die erörterten Fragen werden keine allzu große finan⸗ 
zielle Tragweite haben. Sie werden deswegen be⸗ 
handelt, weil fie jedem auftauchen, der es mit der zu⸗ 
treffenden Erfaſſung ſeines Vermögens genau 
nimmt. Aus gezahlte Beträge find ſtets zum Ver⸗ 
mögen zu rechnen. Ein Abzug iſt nicht zuläſſig. Der 
frühere Dreimonatsabzug ift beſeitigt worden. Einen ge- 
wijfen Ausgleich bietet die Vorſchrift des § 67 Ziffer 2 

Bew, wonach von den auf Reichsmark lau» 
tenden Zahlungsmitteln und laufenden 
Guthaben 1000 RM frei bleiben. 

Für die noch nicht gezahlten, ſondern noch aus⸗ 
ſtehenden Beträge an Zinſen uſw. ſehen die Richtlinien eine 
ahnliche Behandlung wie bei den Steuerſchul⸗ 
den vor. Solche Anſprüche gehören nur dann zum Ver⸗ 
mögen, wenn fie entweder am Stichtag fällig waren oder 
für einen Zeitraum gelten, der ſpäteſtens am 
Stichtag endet. 

Gewiſſe Entſchädigungsanſprüche aus dem 
Weltkrieg ſollten fon früher nicht bei der Vermögens- 
beſteuerung erfaßt werden. Dieſe Anordnung wird auf— 
rechterhalten und auf ſolche Schadensanſprüche ausgedehnt, 

ie durch den jetzigen Krieg veranlaßt worden find 
(Abſchnitt 37). 


7. Wertpapiere und Anteile 


i Tie Wertpapiere und Anteile find in der 
Regel mit den inländiſchen Werten zu bewerten. 
Abſchnitt 40 ſieht für einige Ausnahmefälle den Anſatz eines 
ausländiſchen Werts von Wertpapieren vor. 

Ein Paketzuſchlag für eine große Beteiligung 
eines Steuerpflichtigen an einer Geſellſchaft ($ 13 Abſatz 3 
Ber) iſt in der Regel berechtigt, wenn ein Steuer- 
pflichtiger mehr als 25 v. H. aller Anteile der 
Geſellſchaft beſitzt (Abichnitt 41). 

Die Schätzung des gemeinen Werts von 
nichtnotierten Wertpapieren und Anteilen wird in den 
Richtlinien eingehend behandelt (Abſchnitt 42 bis 44). Der 
Wert eiſtmöglichſt aus Verkäufen abzuleiten. Wenn 
das nicht möglich ift, ift er nach dem ſogenannten Ber- 
liner Verfahren zu ſchätzen. Es find ein Ber- 
mögenswert und ein Ertragswert zu ermitteln. 

er gemeine Wert ergibt ſich aus dem Durchſchnitt 
beider Werte. Für einige Sonderfälle werden im 


Abſchnitt 44 Anweiſungen gegeben. Das Verfahren zur 
Schätzung des gemeinen Werts von Wertpapieren und An- 
teilen richtet fih nach § 64 u. f. RBew DV. 


8. Geſamtvermögen 


Abſchnitt 47 enthält eine überſicht darüber, 
welche Einheitswerte bei der Ermittlung des Ge⸗ 
ſamtvermögens in den verſchjedenen Gebieten 
(Altreich, Saarland, Oſtmark, ſudetendeutſche Gebiete, 
Memelland und Danzig) anzuſetzen ſind. 

Die noch geſchuldeten Zinſen, Löhne und 
anderen regelmäßig wiederkehrenden Lei⸗ 
ſtungen werden ähnlich behandelt wie die ausſtehenden 
Forderungen auf derartige Leiſtungen. Sie dürfen als 
Schuld nur dann angeſetzt werden, wenn ſie entweder am 
1. Januar 1940 bereits fällig waren oder ſich auf 
einen Zeitraum beziehen, der ſpäteſtens am 
1. Januar 1940 geendet hat. 

Die Unterhaltslaſten waren in dem Erlaß vom 
25. April 1936 (RStBl S. 421) behandelt. Der Abſchnitt 50 
der Richtlinien wiederholt die damaligen Aus⸗ 
führungen. Er weiſt auf zwei neuere Urteile des 
Reichsfinanzhofs hin, durch die die früheren Aus⸗ 
führungen beſtätigt worden ſind. 


9. Inlandsvermögen 


Eine beſchränkte Steuerpflicht beſteht auch 
ſchon dann, wenn ein ausländiſches Unternehmen im In⸗ 
land einen ſtändigen Vertreter beſtellt hat. Das 
Auslandsunternehmen ſoll aber dann nicht zur Ver⸗ 
mögenſteuer herangezogen werden, wenn der inlän⸗ 
diſche Vertreter als Großhändler, Handelsagent 
oder Kommiſſionär im Deutſchen Handels⸗ 
regiſter eingetragen iſt (Abſchnitt 51). 


10. Steuerpflicht bei der Vermögenſteuer 


Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen find 
von der Vermögenſteuer nur dann frei, wenn ſie 
rechtsfähig find und die beſonderen Voraus⸗ 
feßungen erfüllen, die in den 88 5 bis 7 VSt 
und in einem Erlaß vom 15. Dezember 1938 (RStBl 1938 
S. 1181) aufgeſtellt ſind. Für Kaſſen, die am 1. Januar 
1936 beſtanden haben, wird die bisherige, weiter⸗ 
gehende Befreſung noch für das Rechnungsjahr 
1940 cufrechterhalten (Abſchnitt 58). Es können 
auch Rücklagen für gemeinnützige oder 
Wohlfahrtszwecke (Unterſtützungsfonds) für das 
Rechnungsjahr 1940 in der Höhe, in der ſie am 1. Januar 
1935 beſtanden, vom Betriebsvermögen abgeſetzt werden. 
Die Kaſſen und Fonds müſſen ſich im Laufe des Kalender⸗ 
jahrs 1940 auf die Befreiungsvorſchriften des jetzigen Ge⸗ 
ſetzes umſtellen. 

Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen in der Oſt mark, 
in den ſudetendeutſchen Gebieten, im Memel- 
land und in Danzig bleiben von der Vermögenſtener 
frei, wenn ſie am 1. Januar 1939 beſtanden 
haben und nach den früheren Vorſchriften der 
Beſteuerung nicht unterlagen. 3 

Die beſchränkt Steuerpflichtigen unter⸗ 
liegen der Steuer mit dem Inlands vermögen. Eine 
Beſteuerungsgrenze ift vom Geſetz nicht vor⸗ 
geſehen. Abſchnitt 59 beſtimmt, daß Steuerbeträge 
bis zu 10 RM nicht feſtzuſetzen find. Das be- 
deutet eine Befreiung der Inlandsvermögen bis zu 
1500 RM. 


11. Freibeträge und Zuſammenveranlagung 


Die Abſchnitte 60 bis 65 handeln von den Frei⸗ 
beträgen. Die geſetzlichen Vorſchriften dar⸗ 
über ſind dem Vorbild der Einkommenſteuer 
angepaßt worden. Ebenſo ſtimmen die RSN in dieſen 
Abſchnitten mit den entſprechenden Abſchnitten der E St R 
überein. Es gelten nur die folgenden Beſonder⸗ 
heiten: 

1. Ein Freibetrag wird auch für den verſtorbenen 
Ehegatten gewährt (Abſchnitt 60); 
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2. Für die Vermögenſteuer ſind die Ve rhältniſſe am 
Stichtag ausſchlaggebend. Bei der Einkommen⸗ 
ſteuer kommt es darauf an, ob die Verhältniſſe 
während des Kalenderjahrs 1939 m indeſtens vier 
Monatelang beſtanden haben. Der Steuerpflichtige 
trägt die Koſten überwiegend, wenn er nach 
den Verhältniſſen am Stichtag von den geſamten 
Koſten laufend (nicht nur vorübergehend) mehr 
als die Hälfte zahlt (Abſchnitt 62 Abſatz 7); 

3. Der ſoziale Freibetrag des 8 5 Abſatz 2 VSt 
wegen Alters oder wegen Erwerbsunfähigkeit iſt eine 
Beſonderheit des Vermögenſteuerrechts. Er wird im 
Abſchnitt 64 behandelt; 

4. Die Behandlung der Juden iſt bei der Vermögen⸗ 
ſteuer eine andere als bei der Einkommenſteuer. Die 
Raſſenzugehörigkeit ift für je des e inzelne fami- 
lienmitglied zu unterſuchen. Für Familien⸗ 
mitglieder, die Juden ſind, wird kein Fre i- 
betrag gewährt. Für Juden, die keine Frei⸗ 
beträge erhalten, gilt keine Beſteuerungs⸗ 
grenze (Abſchnitt 65). 


Der Steuerpflichtige erhält keinen Freibetrag 
wegen Übernahme der Koſten des Unterhalts und der Er⸗ 
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ziehung oder Berufsausbildung, wenn die Gewährung 
dem Zweck des Geſetzes widerſpricht. In 
Fällen, in denen kein wirtſchaftliches Bedürf⸗ 
nis zur übernahme der Koſten durch einen anderen Steuer⸗ 
pflichtigen als die Eltern beſteht, werden keine Fre i 
beträge gewährt (Abſchnitt 62 Abſatz 9). 

Die Übereinffimmung mit den EStR be 
ſteht auch im Abſchnitt 67, der von der Zuſammen⸗ 
veranlagung handelt. Die Richtlinien heben hervor, 
daß im Gegenſatz zu der früheren Regelung eine 
Zuſammenberanlagung mit volljährigen 


Kindern nicht mehr ſtattfindet. 


12. Aufbringungsumlage 

Die Abſchnitte 69 bis 78 wiederholen im weſentlichen 
die Ausführungen des Erlaſſes vom 9. Juli 1937 
(RSBI 1937 S. 815). Die Ausführungen ſind weſentlich 
gekürzt worden. Der Begriff der werbenden Be- 
Friebe wird in ähnlicher Weiſe erläutert wie bisher (Ab⸗ 
ſchnitt 70). Aa. 

Die Zuſammenrechnung und Zuſammenveranlagung 
iſt auch für die Aufbringungsumlage auf die minder⸗ 
jährigen anderen Angehörigen auszudehnen, 
die im Haushalt des Steuerpflichtigen leben (Abſchnitt 78). 


Das Gebäude im Einkommensteuerrecht 


Von Regierungsrat Gaus, Berlin, Reichsfinanzminısterıum 


Inhalt: 


Gebäude als Betriebsvermögen und als Privatvermögen, 

. Steuerliche Auswirkungen der Zurechnung zum Betriebsver⸗ 
mögen oder zum Privatvermögen, 

. Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten, 

„ Abſetzungen für Abnutzung, 

„ Herſtellungsaufwand und Erhaltungsaufwand, 

. Teilwert, 
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7. Steuerliche Vergünſtigungen 
a) Aufwendungen für den zivilen Luftſchutz, 
b) Steuerbefreiung für neu errichtete Wohngebäude, 
c) Abſchreibungsfreiheit für Landarbeiterwohnungen. 
d) Steuerermäßigung beim Bau von Heuerlings⸗ und Werf- 
wohnungen, 
8. Übertragung ſtiller Rücklagen auf Erſatzbeſchaffungen. 


1. Gebäude als Betriebsvermögen und als Privatvermögen 

Es kann bei Gebäuden zweifelhaft ſein, ob ſie zum Be⸗ 
triebsvermögen oder zum Privatvermögen 
gehören. ’ 

Gebäude gehören zum Betriebsvermögen, 
wenn ſie dem Betrieb dienen. Gebäude gehören 
zum Privatvermögen, wenn ſie im Rahmen der 
privaten Lebensführung verwendet werden und 
demgemäß nicht in Beziehung zu einem Betrieb ſtehen. 
Es kommt grundſätzlich auf die tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe, d. h. auf die Art der Nutzung des Grund⸗ 
ſtücks, an. 

Gebäude, die wegen ihrer Beſchaffenheit dazu be⸗ 
ſtimmt find, betrieblichen Zwecken zu dienen, find not ⸗ 
wendiges Betriebsvermögen, z. B. die Fabrik⸗ 
gebäude und die Stallgebäude und Scheunen eines land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebs. Schon das Außere, die Beſchaffen⸗ 
heit dieſer Gebäude, läßt erkennen, daß die Gebäude zum 
Betriebsvermögen gehören. Wenn ein Gebäude zum not= 
wendigen Betriebsvermögen gehört, kommt es auf ſeine 
buch⸗ und bilanzmäßige Behandlung nicht mehr an. Auch, 
wenn der Unternehmer das Fabrikgebäude nicht in ſeine 
Hauptabſchlüſſe aufgenommen hat, ift es als Betriebs- 
vermögen zu behandeln. 

Es gibt auh notwendiges Privatvermögen. 
Notwendiges Privatvermögen ſind alle Wirtſchaftsgüter, 
die in ihrer Art und Zweckbeſtimmung nicht geeignet ſind, 
dem Betrieb zu dienen. Die Villa und das Landhaus 
des Unternehmers gehören zum notwendigen P rivat⸗ 
vermögen. Sie werden als Privatvermögen auch 
dann behandelt, wenn fie in den Hauptabſchlüſſen aus- 
gewieſen ſind. 

Es gibt auch Gebäude, bei denen ni cht ohne weiteres 
zu erkennen iſt, ob ſie zum Betriebsvermögen oder zum 
Privatvermögen gehören. Sie ſind weder notwendiges Be⸗ 
triebsvermögen noch notwendiges Privatvermögen. Ein 
gewöhnliches Mietwohngrundſtück kann ſowohl Privatver⸗ 


mögen als auch Betriebsvermögen ſein. In dem Fall ent⸗ 
ſcheidet der Wille des Kaufmanns. Dieſer Wille muß, 
damit er ſteuerlich beachtet werden kann, nach außen erkenn⸗ 
bar in Erſcheinung treten. Er muß nachgepr i ft wer⸗ 
den können, damit nicht je nach den ſteuerlichen Bedürfniſſen 
des Unternehmers das Gebäude einmal als Betriebsver⸗ 
mögen erſcheint und dann wieder als Privatvermögen. Es 
iſt erforderlich, daß der Kaufmann das Gebäude, das er als 
Betriebsvermögen behandelt wiſſen will, in feine Buch ⸗ 
führung und in ſeine Hauptabſchlüſſe aufnimmt. 
Man ſpricht dann von gewillkürtem Betriebsver⸗ 
mögen. Dieſes Recht, Wirtſchaftsgüter, die nicht unmittelbar 
zu dem Betrieb in Beziehung ſtehen, als gewillkürtes Be⸗ 
triebsvermögen zu behandeln, ſteht aber nur dem Bolle 
kaufmann zu. 

Schwierigkeiten für die Abgrenzung ergeben ſich dann, 
wenn das Gebäude teilweiſe dem Betrieb dient. Der 
betrieblich genutzte Teil eines Gebäudes gehört ſtets 
zum Betriebsvermögen. Der betrieblich genutzte Teil iſt nur 
dann nicht dem Betriebsvermögen zuzurechnen, wenn er von 
untergeordneter Bedeutung iſt. Er iſt von 
untergeordneter Bedeutung, wenn ſein Wert nicht mehr als 
ein Fünftel des Geſamtwerts des Gebäudes ausmacht und 
10 000 RM nicht überſteigt. Hinweis auf die EStR für 
1939 Abſchnitt 6. ' 

Betreibt ein Kaufmann fein Geſchäft im Haus 
ſeiner Ehefrau, an dem ihm das Recht der Nutz⸗ 
nießung zuſteht, fo ift dieſes Gebäude, ſoweit es dem gewerb⸗ 
lichen Betrieb dient, notwendiges Betriebsvermögen. 
Das gleiche gilt für die Fälle der elterlichen Nutznießung 
am Kindesvermögen. Der Unternehmer iſt in den Fällen 
als wirtſchaftlicher Eigentümer der gewerblich genutzten 
Grundſtücksteile anzuſehen. Hinweis auf das RFH⸗Urteil 
vom 17. Juni 1939, RStBl 1939 S. 989, 

Ein Vollkaufmann kann auch den nicht be⸗ 
trieblich genutzten Teil des Gebäudes durch entſprechende 
Behandlung in der Buchführung und in den Hauptabſchlüſſen 
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als Betriebsvermögen ausweiſen. Er darf den Teil des 
Gebäudes, der eigenen Wohnzwecken dient, nur 
dann in das Betriebsvermögen aufnehmen, wenn der Wert 
dieſes Teils weniger als die Hälfte des Werts des 
ganzen Gebäudes beträgt. Hinweis auf die EStR für 1939 
Abſchnitt 6. 

Bei Gewerbetreibenden, die wicht Vollkaufleute find, 
und bei den Angehörigen der freien Berufe gehört der 
nicht betrieblich genutzte Teil regelmäßig zum notwendigen 
Privat vermögen. 

Gebäude, die Geſamthandseigentum aller Geſell⸗ 
ſchafter einer Perſonengeſellſchaft (Offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft) find, gehören 
inſoweit zum Betriebsvermögen, als ſie dem Betrieb 
dienen. Die für den einzelnen Unternehmer geltenden 
Grundſätze gelten auch für die Perſonengeſellſchaft. Der 
betrieblich genutzte Teil des Gebäudes iſt demgemäß Be⸗ 
triebsvermögen, es ſei denn, daß er weniger als ein Fünftel 
des Werts des ganzen Gebäudes ausmacht. Den nicht be⸗ 
trieblich genutzten Teil des Grundſtücks kann die Offene 
Handelsgeſellſchaft oder die Kommanditgeſellſchaft in ihr 
Betriebsvermögen aufnehmen, weil ſie Vollkaufmann iſt. 
Die für den Einzelunternehmer maßgebenden Grundſätze 
ſind auch bei Gebäuden anzuwenden, die nur einem oder 
mehreren, aber nicht allen Geſellſchaftern einer Per⸗ 
ſonengeſellſchaft gehören. Solche Gebäude ſind notwendiges 
Betriebsvermögen, wenn ſie für den Betrieb der Geſellſchaft 
weſentlich und unentbehrlich ſind. Ein Gebäude, 
das nur betriebsfremden Zwecken dient, z. B. Wohn⸗ 
zwecken eines Geſellſchafters, iſt nicht Betriebsvermögen, 
auch dann nicht, wenn es buch- und bilanzmäßig als Be⸗ 
triebsvermögen behandelt wird. Hinweis auf die EStR für 
1939 Abſchnitt 6. 

Das Entgelt, das eine Perſonengeſell⸗ 
ſchaft an ihre Geſellſchafter für die Vermietung 
oder Verpachtung des Gebäudes oder Gebäudeteils zu be- 
trieblichen Zwecken bezahlt, darf bei der einheitlichen Gewinn⸗ 
feſtſtellung zunächſt als Betriebsausgabe abgeſetzt 
werden. Das gilt ohne Rückſicht darauf, ob das Gebäude 
allen oder nur einigen Geſellſchaftern gehört. Das Entgelt, 
das der einzelne Geſellſchafter erhält, ift jedoch 8 15 Ziffer 2 
EStG gemäß feinem vertragsmäßigen Gewinnanteil 
hinzuzurechne n. Aufwendungen der Geſellſchafter für 
das der Geſellſchaft überlaſſene Grundſtück, die nicht bereits 
bei der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung als 
Betriebsausgaben berückſichtigt ſind, ſind von ihren Ge⸗ 
winnanteilen als Betriebsausgaben abzuſetzen. 
Gebäude, die Kapitalgeſellſchaften gehören, 
find ohne Rückſicht darauf, wie fie genutzt werden, als Be- 
triebs vermögen anzuſehen. 


a Steuerliche Auswirkungen der Zurechnung zum Betriebs- 
vermögen oder zum Privatvermögen 


Es iſt ſteuerlich von großer Bedeutung, ob das Gebäude 

zum Betriebsvermögen oder zum Privatvermögen gehört. 
Gehört das Gebäude zum Privatvermögen, ſo ſind 
die Einkünfte aus dem Gebäude Einkünfte aus „Vermie⸗ 
tung und Verpachtung“. Es iſt der Einnahmeüberſchuß zu 
ermitteln, bei dem das Gebäude ſelbſt mit ſeinen Wertver⸗ 
änderungen außer Betracht bleibt. Die Veräußerung 
des Gebäudes wirkt ſich bei der Einkunftsart „Vermietung 
und Verpachtung“ nicht aus. Sie kann nur § 23 EStG 
gemäß (Spekulationsgeſchäfte) erfaßt werden, d. h. wenn 
der Zeitraum zwiſchen Anſchaffung und Veräußerung nicht 
mehr als zwei Jahre beträgt. 
1 Sit ein Gebäude Betriebsvermögen, jo find die 
Einkünfte daraus Gewinn. Bei der Ermittlung des 
Gewinns werden nicht nur die Betriebseinnahmen und die 
Betriebsausgaben aus dem Gebäude erfaßt. Auch das Ge⸗ 
bäude ſelbſt ift Beſtandteil der Gewinnberechnung. Dieſe 
wird durch Vermögensvergleich durchgeführt. Die Mertver- 
änderungen im Gebäude wirken ſich durch Anſatz des 
miedrigeren Teilwerts auf das ſteuerliche Ergebnis aus. 
Auch der Gewinn oder der Verluſt aus der Veräuße⸗ 
rung des Gebäudes iſt Beſtandteil der allgemeinen Ge⸗ 
winnberechnung. 


Wird ein Gebäude zum Teil gewerblich, zum Teil privat 
genutzt, ſo ſind die auf den gewerblich genutzten Teil 
entfallenden Unkoſten abzugsfähige Betriebs- 
ausgaben. Das gilt auch dann, wenn der gewerblich 
genutzte Teil des Gebäudes deswegen nicht zum Betriebs⸗ 
vermögen gerechnet wird, weil er im Verhältnis zum Ge⸗ 
ſamtwert des Gebäudes von untergeordneter Be⸗ 
deutung iſt. Anderſeits ſind die Entgelte für die Nutzung 
ſolcher Gebäudeteile ſtets Betriebseinnahmen. Hinweis auf 
die EStR für 1939 Abſchnitt 6. 


3. Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 

Bei Gebäuden des Privatvermögens iſt der 
überſchuß der Einnahmen über die Wer⸗ 
bungskoſten zu ermitteln. Ein Anſatz der Gebäude 
ſelbſt in der Form des Vermögensvergleichs kommt nicht 
in Betracht. Die Frage der Anſchaffungs⸗ oder 
Herſtellungskoſten iſt deshalb bei den Privat- 
gebäuden erſt dann von Bedeutung, wenn es ſich um die 
Bemeſſung der Abſetzungen 87 EStG gemäß handelt. Hier 
ſind die Anſchaffungskoſten oder Herſtellungskoſten Aus⸗ 
gangspunkt für die Bemeſſung der Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung. Bei Gebäuden, die vor dem 1. Januar 1925 an⸗ 
geſchafft oder hergeſtellt worden ſind, gilt als Anſchaffungs⸗ 
koſten oder Herſtellungskoſten der Betrag, den der Stener⸗ 
pflichtige für die Anſchaffung oder Herſtellung am 1. Ja⸗ 
nuar 1925 hätte aufwenden müſſen Wenn dieſer Betrag 
nicht an Hand von Unterlagen über die Baukoſten oder den 
Kaufpreis oder auch an Hand von Gutachten ermittelt wer⸗ 
den kann, ſo darf von ſogenannten Hilfswerten aus⸗ 
gegangen werden. Hilfswerte find der Friedensfeuerkaſſen⸗ 
wert und der Einheitswert vom 1. Januar 1925. Wegen 
der Einzelheiten Hinweis auf die EStR für 1939 Ab⸗ 
ſchnitt 60. 

Bei Gebäuden des Privatvermögens, die nach dem 
1. Januar 1925 angeſchafft oder hergeſtellt worden find, find 
die tatſächlichen Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 
maßgebend. 

Gebäude, die zum Betriebsvermögen gehören, 
müſſen als Beſtandteile des Vermögensvergleichs in der 
Buchführung und in den Hauptabſchlüſſen mit ihren An- 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten angeſetzt werden. Ge⸗ 
bäude gehören in der Regel zu den Wirtſchaftsgütern des 
Anlagevermögens, die der Abnutzung unterliegen. 
Sie gehören zum Umlauf vermögen, wenn fie dazu be- 
ſtimmt find, wie Ware umgeſetzt zu werden 
(Grundſtückshandel). 

Zu den Anſchaffungskoſten eines Gebäudes 
gehören der Kaufpreis und die mit dem Erwerb ver⸗ 
bundenen Nebenkoſten, wie z. B. Grunderwerbſteuer, 
Wertzuwachsſteuer, Gerichtskoſten, Notariatsgebühren, Ver⸗ 
mittlerproviſion und Koſten der Abſchätzung des Gebäudes. 
Es gehören nicht dazu die Koſten für die Aufnahme eines 
Darlehns, um das Gebäude erwerben zu können, die ſoge⸗ 
nannten Geldbeſchaffungskoſten, wie z. B. Zinſen oder 
Damnum. = 

Herſtellungskoſten eines Gebäudes find alle 
Aufwendungen für die Errichtung oder die Herrichtung 
des Gebäudes. Bei einem Neubau gehören zu den Her⸗ 
ſtellungskoſten ſämtliche Neubaukoſten. Es gehören auch 
die Aufwendungen dazu, die, für fih betrachtet, Erhal⸗ 
tungsaufwand darſtellen würden. Es kann bei einem 
Neubau nicht beachtet werden, daß Dachziegel oder Tapeten 
nur einige Jahre halten, die Grundmauern dagegen eine 
Lebensdauer von hundert Jahren oder mehr haben. Dach 
und Tapeten können auch nicht auf ein beſonderes Konto 
gebracht werden und in kürzerer Zeit abgeſchrieben werden. 
Eine Atomiſierung eines einheitlichen Gebäudes in unge⸗ 
zählte Einzelkonten hat der Reichsfinanzhof immer abge⸗ 
lehnt. Bei einem Neubau find beiſpielsweiſe auch die Koſten 
der Reinigung Herſtellungskoſten. Später allerdings ſtellen 
die Reinigung des Gebäudes und die Erneuerung der Dad- 
ziegel und der Tapeten laufenden Erhaltungsaufwand dar, 
der ſofort abgeſetzt werden darf. Hinweis auf das RFH- 
Urteil vom 1. März 1939 RStBl 1939 S. 630. : 

Das gleiche wie bei einem Neubau gilt auch, wenn ein 
Kaufmann ein halbfertiges Haus kauft und für ſeine 
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Zwecke ausbaut oder ein fertiges Haus kauft und 
für ſeine Zwecke umbaut. Alle ſeine Aufwendungen ſind 
als Anſchaffungskoſten oder als Herſtellungskoſten anzu⸗ 
ſehen, auch wenn ſpäter die einzelnen Arbeiten laufenden 
Erhaltungsaufwand darſtellen würden. Der Gejamtauf- 
wand, um das Gebäude in betriebsfertigen Zuſtand 
zu verſetzen, ſetzt ſich deshalb zuſammen aus dem Kaufpreis 
+ Umbau- oder Ausbankoſten + Erhaltunasaufivand. Es 
ift nicht zuläſſig, einen Teil der Aufwendungen als laufende 
Unkoſten ſofort wieder abzuſetzen. Es iſt dabei in der Regel 
einerlei, ob der Aufwand notwendig war oder nicht, ob das 
gekaufte Gebäude verwahrloſt war oder nicht, ob der Umbau 
artändernd war oder nicht, ob ein Teil der Arbeiten ſchon in 
wenigen Jahren wiederholt werden muß oder nicht. Hin⸗ 
De auf das NFH-Urteil vom 1. März 1939, RStHI! 1939 
630. 


Eines der Urteile des Reichsfinanzhofs (Urteil vom 
23. Juli 1935, RStBl 1935 S. 1198) zeigt diefe Grundſätze 
beſonders deutlich auf. Dem Urteil lag der folgende Sad 
verhalt zugrunde: Ein Lagerhaus war in ein Verwaltungs- 
gebäude umgebaut worden. Es waren u.a. Wände nieder⸗ 
geriſſen, Räume neu tapeziert, Türen geſtrichen, Linoleum 
gelegt, Ofen durch eine Zentralheizung erſetzt und Eiſen— 
ſtäbe an den Fenſtern angebracht worden. Der Steuer⸗ 
pflichtige behauptete, ſoweit neue Gegenſtände eingebaut 
worden ſeien, ſeien dadurch nur alte erſetzt worden. Der 
Wert des Gebäudes habe fih nicht erhöht. Alle Aufwendun— 
gen ſeien Erhaltungsaufwand und abzugsfähig. Der Reichs⸗ 
finanzhof hat entſchieden, daß Sämtliche Koſten als 
Herſtellungsaufwand zu aktivieren ſeien. Auch eine 
Kürzung der Herſtellungskoſten um den Wert der abge⸗ 
riſſenen Teile komme nicht in Betracht. Zu den Herſtellungs⸗ 
koſten gehören nicht nur die Abbruchkoſten, ſondern 


auch die Buchwerte der abgeriſſenen Gebäudeteile. 
Zuſammenfaſſung: Bei einem Neubau ſind 
Herſtellungskoſten die geſamten Neubaukoſten. Es qe- 


hören dazu auch die Aufwendungen, die. für ſich betrachtet. 
ſofort abzugsfähig wären. Bei einem Umbau oder Aus- 
bau ſind Herſtellungskoſten die Koſten des Umbaus, 
des Ausbaus einſchließlich Erhaltungsauf⸗ 
wand, die Abbruchkoſten und in der Regel auch der 
Buchwert der abgeriſſenen Gebäudeteile. 


4. Abſetzungen für Abnutzung 


Gebäude find in den alljährlichen Hauptabſchlüſſen nicht 
mit den einmal feſtgeſtellten Anſchaffungs⸗ oder Seritel- 
lungskoſten, ſondern mit den Anſchaffunas⸗ oder Serftel- 
lungskoſten, vermindert um die Abſetzungen 
für Abnutzung nach S7 EStG, anzulegen. 

87 EStG gemäß kann bei Gebäuden und ſonſtigen 
Wirtſchaftsgütern, deren Verwendung oder Nutzung durch 
den Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einkünften ſich 
erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr als einem 
Jahr erſtreckt, jeweils für ein Jahr der Teil der Anſchaf⸗ 
fungs⸗ oder Herſtellungskoſten abgeſetzt werden. der bei 
Verteilung dieſer Koſten auf die Geſamtdauer 
der Verwendung oder Nutzung auf ein Jahr entfällt. Die 
Abſetzung bemißt ſich dabei nach der betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer des Wirtſchoftsguts. Abſetzungen für außer⸗ 
a techniſche oder wirtſchaftliche Abnutzung find 
zuläſſig. 

87 gilt ſowohl für Privatgebäude als auch für Be- 
triebsgebäude. 

Nach dem Wortlaut des 87 EStG können die Ab- 
ſetzungen gemacht werden. Für die Fälle der Gewinn- 
ermittlung, alſo für Betriebsgebäude, ergibt 
fih ein Zwang zu Abſetzungen aus 86 Ziffer 1 EStG, wo 
es heißt: „Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens, die der 
Abnutzung unterliegen, find mit den Anſchaffungs⸗ oder 
Herſtellungskoſten, vermindert um die Abſetzungen für 
Abnutzung nach § 7, anzuſetzen.“ Auch handels rechtlich 
müſſen die Abſetzungen gemacht werden. 

Werden Abſetzungen für Abnutzung in den einzelnen 
Jahren, in denen ſie hätten gemacht werden müſſen, 
unterlaſſen, fo können fie nicht nachgeholt wer- 
den, d. h. ſie gelten als verbraucht und ſind für den Steuer⸗ 
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pflichtigen verloren. Der Gewinn darf um die unter⸗ 
laſſenen Abſetzungen nicht gemindert werden. Sind 
die Abſetzungen unbewußt niedriger vorgenommen 
worden, als fie $7 EStG gemäß hätten vorgenommen wer- 
den müſſen, ſo können die zu wenig abgeſetzten Beträge 
ſpäter nachgeholt und auf die Reſtnutzungsdauer ver⸗ 
teilt werden. Eine Nachholung der zu wenig abgeſetzten 
Beträge iſt nur dann nicht zuläſſig, wenn die Abſetzungen 
abſichtlich zu niedrig vorgenommen worden ſind. Sind 
die Abſetzungen in den vergangenen Jahren zu hoch vor— 
genommen worden, ſo ift der Re ft wert auf die noch bor- 
handene Nutzungsdauer zu verteilen. Wegen der bilanz⸗ 
mäßigen Behandlung im Fall der Unterlaſſung Hinweis auf 
Klimmer, DSt 1939 Nr. 49. 

Es gibt drei Arten der Abſetzung für Abnutzung, die 
als anerkannt zu bezeichnen ſind: 

1. die Abſetzung von den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten, 

2. die Abſetzung vom Buchwert, 

3. die Abſetzung nach fallenden Staffelſätzen. 

Welche Art der Abſetzung anzuwenden iſt, muß ſich nach 

den Verhältniſſen des einzelnen Wirtſchaftsguts und des 

einzelnen Betriebs richten. 

Die Einkommenſteuer⸗Richtlinien für 1939 (Abſchnitt 12) 
beſtimmen, daß die Abſetzungen grundſätzlich von den Mn- 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten vorzu⸗ 
nehmen ſind Das führt zu einer gleichmäßigen Ver⸗ 
teilung der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten auf die 
Geſamtnutzunasdauer. Eine ungleichmäßige Be 
meſſung der Abſetzungen für Abnutzung nach dem Buchwert 
oder nach fallenden Staffelſätzen kommt nur noch unter 
beſonderen Verhältniſſen, z. B. bei beſonders ſchnellem 
Veralten eines Wirtſchaftsguts, in Betracht. Bei den Ge⸗ 
bänden des Privatvermögens und des Betriebsvermögens 
kommt allgemein ein beſonders ſchnelles Veralten nicht in 
Betracht. À 

Wie hoch iſt die Abſetzung im einzelnen Fall? Sie 
richtet ſich nach der betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer. Es iſt davon abgeſehen worden, 
Tabellen aufzuſtellen, obwohl man bei den einzelnen Mirt- 
ſchaftsgütern Erfahrungen geſammelt hat. Die Verhältniſſe 
ſind in den einzelnen Betrieben ſehr verſchieden. Bei 
Mietwohngrundſtücken kann man mit einer 
Nutzungsdauer von 100 bis 150 Jahren rechnen. Bei Be⸗ 
triebsgebänden ift die Nutzungsdauer meiſtens 
geringer. Bei Bürogebäuden können im allgemeinen 
80 bis 100 Jahre, bei Fabrikgebäuden, Werk⸗ 
ſtätten und Lagergebäuden 50 bis 80 Jahre an- 
genommen werden. Eine Nutzungsdauer von weniger als 
50 Jahren wird man in der Regel nur bei ſogenannten 
Naß betrieben annehmen können. Das find Betriebe, bei 
denen durch das Zuſammenwirken von Waſſer, Säuren und 
Dämpfen ein beſonders ſchneller Verſchleiß eintritt 
(Färbereien, chemiſche Betriebe). , 

über den Begriff der Abſetzung für Abnutzung ift 
das folgende zu Sagen: 8 7 ESt gemäß bemißt ſich die 
Abſetzung nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des 
Wirtſchaftsguts. Dabei ift in der Hauptſache an die ted- 
niſche Nutzungsdauer gedacht. Es ift aber auch die w DE t- 
ſchaftliche Nutzungsdauer zu berückſichtigen. Die mirt- 
ſchaftliche Nutzungsdauer kann erheblich unter der techniſchen 
Nutzungsdauer liegen. Wenn z. B. eine Maſchine techniſch 
20 Jahre laufen kann, fo ſteht damit noch nicht feft, daß fie 
auch 20 Jahre im Betrieb verbleiben kann. Es kann ſein, 
daß ſie nach 10 Jahren techniſch überholt iſt und für den 
Betrieb keinen Nutzen mehr bringt. Das kann auch bei Ge⸗ 
bäuden der Fall ſein. Weniger bei den Gebäuden des Pri⸗ 
vatvermögens als bei den betrieblich genutzten Gebäuden. 
Ein erſtklaſſiges Hotel am Strand oder ein Kurhaus kann 
z. B. eine Standdauer von über 100 Jahren haben. Es 
genügt aber bereits nach 40 oder 50 Jahren den Anforde— 
rungen nicht mehr, die aus Gründen der Repräſontation an 
ſeine bauliche Anlage und an ſeine Ausgeſtaltung geſtellt 
werden müſſen. Es müßte nach 50 Jahren völlig neu her⸗ 
gerichtet oder neu gebaut werden. In dem Fall iſt nicht eine 
100jährige Nutzungsdauer zugrunde zu legen, ſondern eine 
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nur 40- oder 50jährige. Ebenſo ift zu verfahren bei einem 

Wirtſchaftsgebäude, das der Pächter auf dem gepachteten 

Grund und Boden errichten darf, das aber nach Ablauf des 

20jährigen Pachtvertrags unentgeltlich in das Eigentum des 

Verpächters übergeht. Die techniſche Nutzungsdauer iſt hier 

vielleicht 80 Jahre, die wirtſchaftliche Nutzungsdauer da⸗ 

gegen nur 20 Jahre. 

Es darf aber in ſolchen Fällen nicht unbeachtet bleiben, 
daß das Gebäude, deſſen wirtſchaftliche Nutzungsdauer hinter 
der techniſchen zurückbleibt, in der Regel für den Beſitzer 
auch nach Ablauf der wirtſchaftlichen Nutzungsdauer noch 
einen gewiſſen Reſtwert hat. Der Beſitzer des erſtklaſſigen 
Hotels kann unter Umſtänden nach 50 Jahren ſein Hotel an 
einen Unternehmer veräußern, der ein nur zweitklaſſiges 
Hotel betreiben will. Iſt nach Ablauf der wirtſchaftlichen 
Nutzungsdauer noch mit einem beträchtlichen Reſtwert zu 
rechnen, ſo iſt dieſer Reſtwert zu ſchätzen und vom Betrag 
der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten abzuziehen. 
Nur der Unterſchiedsbetrag ift auf die Dauer der wirtſchaft⸗ 
lichen Nutzung zu verteilen. Hinweis auf Reinhardt „Buch⸗ 
führung, Bilanz und Steuern“ Band 1 ©. 136 und das RFH⸗ 
Urteil vom 15. März 1939, RStBl 1939 S. 758. 

Der Umſtand, daß die Abſetzungen ſich nicht nur nach 
der techniſchen, ſondern auch nach der wirtſchaftlichen 
Nutzungsdauer bemeſſen, iſt insbeſondere in den Fällen von 
Bedeutung, in denen das Geſetz ein Heruntergehen auf den 
niedrigeren Teilwert nicht vorſieht. Der niedrigere Teilwert 
kommt nur in den Fällen in Betracht, in denen der Ge- 
winn zu ermitteln iſt. Bei Vermietung und Ver⸗ 
pacht ung, alfo bei den Gebäuden des Privatver⸗ 
mögen, it nicht der Gewinn, ſondern der Ein⸗ 
nahmeüberſchuß zu ermitteln. Hier hat die wirtſchaft⸗ 
liche Abnutzung erhöhte Bedeutung Nach der Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs kommt aber die Berechnung der Ab- 
ſetzungen nach der wirtſchaftlichen Nutzungsdauer 
nur dann in Betracht, wenn beſtimmte Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, daß ein Gebäude, bevor es techniſch abge⸗ 
nutzt iſt, ſeinen Zwecken nicht mehr wird dienen können. 
Unbeſtimmte Zukunftsausſichten genügen nicht, um 
eine von der techniſchen Lebensdauer abweichende wirtſchaft⸗ 
liche Nutzungsdauer anzunehmen. Die Feſtſtellung, daß z. B. 
die Gebäude eines landwirtſchaftlichen Betriebs den An⸗ 
forderungen einer intenſiven Wirtſchaft nicht mehr ent⸗ 
ſprechen, rechtfertigt es nicht, die Abſetzungen nach einer 
kürzeren als der technischen Lebensdauer zu bemeſſen, ſo⸗ 
lange nicht mit einiger Sicherheit feſtſteht daß der Stener- 
pflichtige die Gebäude in abſehbarer Zeit ihrer Zweckheſtim⸗ 
mung entziehen und durch neue erſetzen wird. Es 
müſſen ſchon beſtimmte, greifbare Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, daß ein Nutzen aus dem Gebäude erhebliche 
Zeit vor Ablauf ſeiner techniſchen Nutzungsdauer nicht mehr 
zu erzielen ift. Hinweis auf das R§H⸗Urteil vom 12. De- 
zember 1935, RStBl 1936 S. 414. 

‚_ Über die gemeinübliche techniſche und wirtſchaft⸗ 

liche Abnutzung hinaus läßt 8 7 EStG Abſetzungen für 
außergewöhnliche techniſche oder wirtſchaftliche Ab⸗ 
nutzung zu. Eine außergewöhnliche techniſche oder wirt⸗ 
ſchaftliche Abnutzung kann nach Reinhardt „Buchfüh⸗ 
rung, Bilanz und Steuern“ Band 1 S. 138 insbeſondere in 
den folgenden Räflen begründet fein: 

1. das Wirtſchaftsgut ift techn iſch überholt; 

2. die Leiſtungsfähigkeit des Wirtſchaftsguts ift außer- 
gewöhnlich beeinträchtigt, 
Beſchädigung, durch Brand oder Hausſchwamm; 

3. das Wirtſchaftsgut wird mehr als üblich in An⸗ 
ſpruch genommen, z. B. in einer Rüſtungsfabrik 
wird in drei Schichten, Tag und Nacht gearbeitet. 

8 6 ES: ſchreibt die Einzelbewertung eines 

jeden ſelbſtändigen Wirtſchaftsguts vor. Es ſind des⸗ 

halb bei einem Gebände Abſetzungen für Abnutzung grund- 
labli nicht auf die einzelnen Gebäudeteile zu 

Machen, ſondern auf das ganze Gebäude. Soweit außer 

dem eigentlichen Betriebsgebäude Wirtſchafts⸗ 

güter beſonderer Art geſchaffen wurden, z. B. Keſſel⸗ 
aus, Garagengebäude, Laden uſw., dürfen 
auch geſonderte Abſetzungen gemacht werden. 


z. B durch eine 
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Der Reichsfinanzhof hat früher bei beſon deren 
Anlagen, die in ein Gebäude eingebaut ſind, wie 
Sammelheizungen, Fahrſtuhlanlagen, Kühlanlagen uſw., 
geſonderte Abſetzungen nach der Nutzungsdauer dieſer 
Anlagen zugelaſſen. Seit einigen Jahren hat der Reichs⸗ 
finanzhof dieſen Standpunkt aufgegeben und bei Privat⸗ 
gebäuden geſonderte, abweichende Abſetzungen für nicht mehr 
zuläſſig erklärt. Die Abſetzungen für Abnutzung können bei 
Gebäuden nur noch einheitlich vom geſamten Ge⸗ 
bäudekapital ein ſchließlich des Werts der beſonderen 
Anlagen entſprechend der Nutzungsdauer des Gebäudes 
vorgenommen werden. Alle Ausgaben für Wiederher⸗ 
ſtellung (Reparaturen) und für Erneuerung (Er⸗ 
ſatz) der bezeichneten Anlagen ſind der geänderten Rechts⸗ 
lage entſprechend ſofort abzugsfähig. Das gleiche 
gilt, wenn die beſonderen Anlagen nicht bei der Herſtellung 
des Gebäudes, ſondern erſtſpäter eingebaut werden. Sie 
ſind dem Gebäudekapital zuzuſchlagen. Wegen der 
Gründe der Anderung der Rechtſprechung Hinweis auf das 
RF ⸗Urteil vom 27. Mai 1936, RStBl 1936 S. 886. 

Eine Ausnahme von dem Grundſatz, daß das Ge⸗ 
bäude und alle feine Beſtandteile für die Bemeſſung der 
Abnutzung eine Einheit ſind, iſt nach der Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs und nach den Einkommenſteuer⸗Richt⸗ 
linien für 1939 Abſchnitt 61 nur für ſolche Anlagen zu⸗ 
läſſig, die von vornherein nur für eine vorüber⸗ 
gehende Zeit errichtet werden. Wenn der Hausbeſitzer 
für ſeinen Mieter eine Anlage errichtet, die nur für den 
Mieter Wert hat, fo ift die Anlage auf die voraus⸗ 
ſichtliche Dauer des Mietvertrags zu verteilen 
und entſprechend abzuſetzen. 

Geſonderte Abſetzungen find auch zuläſſig bei 
Ladenein bauten in Wohnhäuſern. Auch bei 
Laden umbauten in großſtädtiſchen Verhältniſſen, die 
nach der Erfahrung nur für verhältnismäßig kurze Zeit 
einen wirtſchaftlichen Wert haben, kann die Verteilung der 
Abſetzungen auf die Dauer der vorausſichtlichen wirtſchaft⸗ 
lichen Nutzung in Betracht kommen. Würde das nicht zu⸗ 
gelaſſen, ſo würde in der Zeit, in der eine wirtſchaftliche 
Nutzung der Anlage nicht mehr möglich iſt, ſondern ein 
neuer Ladenumbau vorgenommen werden muß, die erſte 
Anlage noch als Teil des Gebäudes erſcheinen, obwohl ſie 
keinen Wert mehr hat. Hinweis auf die EStR für 1939 Ab⸗ 
ſchnitt 61. 

Es erſcheint fraglich, ob das Verbot, geſonderte Ab⸗ 
ſetzungen auf beſondere Anlagen, wie Sammelheizungen und 
Fahrſtuhlanlagen, zu machen, nur bei den Gebäuden des 
Privat vermögens gilt, oder ob es fich auch auf die Ge- 
bäude des Betriebs vermögens erſtreckt. Es iſt meines 
Erachtens nichts dagegen einzuwenden, daß ein Unter⸗ 
nehmer Fahrſtuhlanlagen, Sammelheizungen, Kühlanlagen 
uſw. eines Betriebsgebäudes geſonderkt aktiviert 
und in kürzerer Zeit abſetzt als das Gebäudekapital 
ſelbſt. Beim buchführenden Kaufmann beſteht weit mehr 
als beim privaten Hausbeſitzer die Möglichkeit, an Hand 
ſeiner Buchführung und ſeiner Hauptabſchlüſſe die beſondere 
Abſetzung dieſer Anlagen nachzuprüfen und laufend 
zu überwachen. 


5. Herſtellungsaufwand und Erhaltungsaufwand 


Neben den Abſetzungen für Abnitzung iſt es insbeſon⸗ 
dere der ſogenannte Erhaltungsaufwand, der 
einen weſentlichen Teil der beim Hausbeſitz entſtehenden 
Werbungskoſten oder Betriebsausgaben ausmacht. Den 
Gegenſatz zum ſofort abzugsfähigen Erhaltungs⸗ 
aufwand bildet der auf die Nutzungsdauer zu verteilende 
Herſtellungsaufwand. 

Die Abgrenzung und Unterſcheidung iſt flüſſig Sie 
kann im einzelnen Fall ſchwierig Sein. Aus dem Grund- 
gedanken des § 7 EStG ergibt fih, daß alle Aufwendungen 
zu verteilen ſind, die für das Unternehmen einen über 
das einzelne Wirtſchaftsjſahr hinaus ⸗ 
gebenden Wert haben. Anderſeits dürfen ſo fort ab- 
geſetzt werden alle Aufwendungen, deren wirtſchaftlicher 
Wert für das Unternehmen ſich in dem Jahr der Aufwen⸗ 
dung erſchöpft. Ein Aktivieren iſt nicht erforderlich, wenn 
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ſchon bei der Anschaffung des Wirtſchaftsgutes feſtſteht, daß 
es über das laufende Jahr hinaus keinen Nutzen bringt. 
Darüber hinaus iſt es nach der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofs bei Gebäuden nicht erforderlich, daß bei jeder 
Inſtandſetzungsarbeit an dem Gebäude genau geprüft wird, 
wie lange die Nutzungsdauer läuft, wenn es ſich aufs Ganze 
geſehen um Arbeiten handelt, wie ſie ſich in jedem Jahr 
mehr oder weniger wiederholen. Es iſt bei ſolchen Arbeiten 
für die Gewinnermittlung im Grunde ohne Bedeutung, ob 
die Aufwendungen ſofort in voller Höhe abgebucht werden, 
oder ob ſie einzeln auf die Jahre der Nutzung verteilt wer⸗ 
den und dann als Summe dieſer Anteile das einzelne Jahr 
belaſten. Wenn bei einem Hotel im erſten Jahr das Dach 
ausgebeſſert wird, im zweiten Jahr die Tapeten er⸗ 
neuert werden und im dritten Jahr das Treppenhaus 
ausgebeſſert wird, ſo iſt es einerlei, ob alle dieſe Aufwen⸗ 
dungen im Jahr der Ausgabe voll abgebucht werden, oder 
ob die einzelnen Ausgaben auf die Jahre der Nutzung ver⸗ 
teilt werden und dann die Summe der anteiligen Ab⸗ 
ſetzungen das einzelne Jahr belaſtet. Dieſer ſogenannte 
laufende Erhaltungsaufwand kann, obwohl 
ſtreng genommen der wirtſchaftliche Wert der Aufwendung 
ſich nicht in einem Jahr erſchöpft, im Jahr der Ausgabe 
voll abgeſetzt werden. Hinweis auf das RFH⸗Urteil vom 
1. März 1939, RSBI 1939 S. 630. 

Als laufenden Erhaltungsaufwand hat der Reichs⸗ 
finanzhof bei Gebäuden beiſpielsweiſe anerkannt: Ausbeſſe⸗ 
rungen an Gebäuden, z. B. die Ausbeſſerung des Daches, der 
Fenſter oder der Heizung, den Anſtrich des Gebäudes und 
den Erſatz der Gasbeleuchtung durch elektriſche Lichtleitung. 

Wenn ſolche Arbeiten aber aus Anlaß eines Neu- 
baus, Umbaus oder Ausbaus eines Gebäudes vor⸗ 
genommen werden, handelt es ſich grundſätzlich um Her⸗ 
ſtellungs aufwand. Hinweis auf Abſchnitt 3 

Auch bei ſolchen Aufwendungen, die im unmittel⸗ 
baren Anſchluß an den Erwerb, den Neubau oder den 
Umbau eines Gebäudes gemacht werden, neigt der Reichs⸗ 
finanzhof dazu, Herſtellungs aufwand anzunehmen. 

Den Einkommenſteuer⸗Richtlinien für 1939 gemäß ge⸗ 
hören, wie ich ſchon im Abſchnitt 4 ausgeführt habe, zum 
Erhaltungs aufwand auch die Aufwendungen für die 
Wiederherſtellung und die Erneuerung von Sammelheizun⸗ 
gen und Fahrſtuhlanlagen. Der erſtmalige Einbau 
einer ſolchen Anlage iſt jedoch als 1 erſtellungs auf- 
wand dem Gebäudekapital zuzuſchlagen. 

Laufender Erhaltungsaufwand iſt im 
Jahr der Ausgabe voll abzugsfähig. Es gibt Fälle, in 
denen dem Steuerpflichtigen daran gelegen iſt, die Ausgabe 
auf mehrere Jahre zu verteilen, insbeſondere dann, wenn 
in einem Jahr der Erhaltungsaufwand beſonders hoch 
war und in dieſem Jahr ein überſchuß der Werbungskoſten 
über die Einnahmen oder ein nur kleiner Überſchuß der 
Einnahmen über die Werbungskoſten vorhanden iſt und 
mit einer weſentlichen Beſſerung des Ergebniſſes 
in den nächſten Jahren zu rechnen iſt. Es kann in ſolchen 
Fällen dem Steuerpflichtigen auf Antrag geſtattet werden, 
die Aufwendungen auf drei Jahre gleichmäßig zu 
verteilen. Hinweis auf die ESEN für 1939 Abſchnitt 62. 

6. Teilwert 

Ein Anſatz des Teilwerts kommt nur in den Fällen der 
Gewinnermittlung in Betracht, ſomit nur bei den 
Gebäuden des Betriebs vermögens. 

8 6 Ziffer 1 Satz 2 EStG gemäß kann der Teilwert 
angeſetzt werden, wenn er niedriger iſt als die Anſchaf⸗ 
fungs⸗ oder Herſtellungskoſten, vermindert um die Mb- 
ſetzungen für Abnutzung nach § 7 EStG. Teilwert iſt der 
Betrag, den ein Erwerber des ganzen Betriebs im Rahmen 
des Geſamtkaufpreiſes für das einzelne Wirtſchafts⸗ 
gut anſetzen würde. Dabei iſt davon auszugehen, daß der 
Erwerber den Betrieb fort führt. 

Nach den grundlegenden Ausführungen von Rein⸗ 
hardt über den Teilwertbegriff („Buchführung, Bilanz 
und Steuern“ Band 1 S. 140 u. f.) ſetzt die Ermittlung des 
Teilwerts die Vorſtellung voraus, der Betrieb werde in 
ſeiner Ganzheit verkauft und durch den Erwerber in dem 
bisherigen Umfang und mit den bisherigen 
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Möglichkeiten fortgeführt. Der Erwerber des 
Betriebs wird bei der Prüfung der Werte der einzelnen 
Wirtſchaftsgüter ſich fragen, welchen Wert das einzelne 
Wirtſchaftsgut für den Betrieb hat. Er wird bei Wirt⸗ 
ſchaftsgütern des Anlagevermögens, die zur undehinderten 
Fortführung des Betriebs in dem bisherigen Umfang und 
mit den bisherigen Möglichkeiten nicht erforderlich 
find, als Wert den Einzelveräußerungspreis 
anerkennen. Es wird nur ſelten vorkommen, daß ein zum 
Betriebsvermögen gehöriges Wirtſchaftsgut des Anlage⸗ 
vermögens als nicht erforderlich bezeichnet werden kann. 

Bei Wirtſchaftsgütern des Anlagevermögens, die zur 
unbehinderten Fortführung des Betriebs f ſind, 
kommen als Teilwert die Wiederbeſchaffungs⸗ 
koſten in Betracht. Bei den Wiederbeſchaffungskoſten ift 
zu unterſcheiden zwiſchen den gewöhnlichen Wieder: 
beſchaffungskoſten für dietäglicherſetzbaren 
Wirtſchaftsgüter und den er hö bten Wiederbeſchaffungs⸗ 
koſten für die betriebsarteigenen Wirtſchaftsgüter. 
Betriebsarteigene Wirtſchaftsgüter ſind ſolche, deren Erſatz 
mehr als einen Tag Zeit in Anſpruch nimmt. Die erhöhten 
Wiederbeſchaffungskoſten ſetzen ſich zufammen aus den 
gewöhnlichen Wiederanſchaffungskoſten und aus dem Be⸗ 
trag, der ſich als wirtſchaftlicher Nachteil für das 
Unternehmen ergeben würde, wenn das betriebsarteigene 
Wirtſchaftsgut verſchwinden würde und nicht innerhalb ſo 
kurzer Friſt erſetzt werden könnte, daß jegliche Behinderung 
in der Fortführung des Betriebs in dem bisherigen Umfang 
und mit den bisherigen Möglichkeiten vermieden würde. 

Die Gebäude des Betriebspermögens gehören zu 
den betriebsarteigenen Wirtſchaftsgütern. Sie wer⸗ 
den nur ſelten für den Betrieb entbehrlich ſein. Ihr Teil⸗ 
wert iſt nach den Grundſätzen über die erhöhten Wieder⸗ 
beſchaffungskoſten zu bilden. Der ſich ergebende Wert iſt 
regelmäßig nicht niedriger, ſondern höher als die 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten, vermindert um die 
Abſetzungen für Abnutzung nach § 7 EStG. Minderungen 
im Wert des Gebäudes werden in der Regel ſchon nach 8 7 
Abſatz 1 Satz 3 EStG (außergewöhnliche techniſche oder 
wirtſchaftliche Abnutzung) berückſichtigt fein. 

Nach der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs zum Teil⸗ 
wert beſteht eine Vermutung dafür, daß der Preis, den 
ein Kaufmann für einen Anlagegegenſtand anlegt, ſeinem 
wirklichen Wert entſpricht. Der Teilwert im Augenblick 
der Anſchaffung des Gegenſtandes ſei gleich den Anſchaf⸗ 
fungskoſten oder Herſtellungskoſten. Der ſpätere Teilwert 
ſei gleich den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten, ver⸗ 
mindert um die Abſetzungen für Abnutzung nach 8 7. 

Wird ein Gebäude abgebrochen, ſo läßt der Reichs⸗ 
finanzhof eine Abſchreibung des Buchwexts des abge- 
brochenen Gebäudes nur zu, wenn der Abbruch ſich nicht 
anderweitig werterhöhend im Wert des Grund und 
Bodens oder im Wert des Neubaus ausgewirkt hat. 
Für die Prüfung des Teilwerts dürften der Grund und 
Boden und das darauf ſtehende Gebäude nur einheitlich 
betrachtet werden. Habe das abgebrochene Gebände noch 
einen Wert gehabt. jo hätte es der Beſitzer nicht abgebrochen, 
wenn ihm nicht der Boden allein ebenſoviel wert geweſen 
wäre wie Boden und Gebäude. Es handle ſich alſo nur um 
eine Vermögensumſchichtung. Der Buchwert des 
abgebrochenen Gebäudes könne demnach in ſolchen Fällen 
nicht abgeſchrieben werden. Werde auf dem Gelände des 
abgebrochenen Gebäudes ein Neubau errichtet, ſo ſei der 
Neubau mit den Neubaukoſten + Abbruchkoſten 
+ Buchwert des abgebrochenen Gebäudes zu aktivieren. 
Ein niedrigerer Teilwert für den Neubau könne nicht an⸗ 
geſetzt werden, denn ein Kaufmann gebe für 
einen Gegenſtand nicht mehr aus, als er ihm 
wert ſei. Auch ein anderer Kaufmann würde dasſelbe 
aufwenden. Der niedrigere Teilwert könne nur dann an⸗ 
geſetzt werden, wenn dem Stenerpflichtigen ein Kalkula⸗ 
tionsirrtum über Erfolg und Ausnutzung des Neubaus 
unterlaufen wäre, oder wenn infolge der Wirtſchafts⸗ 
entwicklung eine allgemeine und nachhaltige Wert⸗ 
minderung eingetreten wäre Hinweis auf das NYS-Urteil 
vom 19. Januar 1938, RStBl 1938 S. 187. 
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7. Steuerliche Vergünſtigungen 


a) Aufwendungen für 

ch u tz 

Aufwendungen, die Zwecken des zivilen Luftſchutzes 
dienen, ſind bei der Ermittlung der Einkünfte aus Ge⸗ 
werbebetrieb, aus Qand- und Forſtwirtſchaft und aus Ber- 
mietung und Verpachtung im Jahr der Ausgabe 
voll abzugsfähig. Die Aufwendungen müſſen un⸗ 
mittelbar und ausſchließlich durch Zwecke des 
Luftſchutzes veranlaßt ſein. Es ſchadet nichts, wenn die ge⸗ 
ſchaffenen Anlagen ſpäter für den Betrieb mitbenutzt 
werden. Hinweis auf die EStR für 1939 Abſchnitt 14. 

Aufwendungen für Luftſchutzanlagen in Gin- 
familienhäuſern können auch dann abgeſetzt werden, 
wenn ſich dadurch ein Verluſt ergibt. Hinweis auf die 
EStR für 1939 Abſchnitt 63. 


b) Steuerbefreiung 

Wohngebäude 

Die Steuerbefreiung für den mittleren Neu⸗ 
hausbeſitz iſt mit dem Schluß des Kalenderjahrs 1938 
abgelaufen. Das gleiche gilt für die Klein wohnungen 
des neueſten Neuhausbeſitzes. Steuerbefreit 
find nur noch die Eigenheime des neueſten Neuhaus- 
Polite Die Steuerbefreiung dafür läuft bis einſchließlich 


den zivilen Luft⸗ 


für neu errichtete 


Die Steuerbefreiung bei Eigenheimen hat die folgenden 
Auswirkungen: Einnahmen, Ausgaben, Abſetzungen für 
Abnutzung und etwaige Verluſte aus dem ſteuerbefreiten 
Hausbeſitz bleiben bei der Ermittlung des ſteuerpflichtigen 
Einkommens völlig außer Betracht, auch dann, wenn das 
Gebäude buchmäßig als Betriebsvermögen geführt 
wird. Auch eine Abſchreibung auf den niedrigeren Teilwert 
darf fid ſteuerlich nicht auswirken. Hinweis auf das RFG- 
Urteil vom 28. Oktober 1936, NGHI 1937 S. 96, und die 
EStR für 1939 Abſchnitt 65. 

Eine Härte kann ſich bei dieſer Regelung dann er⸗ 
geben, wenn der Steuerpflichtige in dem ſteuerbefreiten 
Eigenheim einen Gewerbebetrieb oder eine freie Berufs- 
tätigkeit ausübt. Der Pflichtige darf an ſich die auf den 
Gewerbebetrieb oder die freie Berufstätigkeit entfallenden 


Gebäudeunkoſten wegen der Steuerfreiheit nicht abziehen. 
Dieſer Nachteil kann im Ergebnis einer Aufhebung der 
Steuerbefreiung gleichkommen und den Gebäudeeigentümer 
unter Umſtänden ſchlechter ſtellen, als er ſtehen würde, 
wenn das Gebäude nicht ſteuerbefreit wäre. Es können 
deshalb die Gebäudeunkoſten und Schuldzinſen, ſoweit ſie 
auf den Gewerbebetrieb oder auf die freie Berufs- 
tätigkeit entfallen, bei der Ermittlung des Gewinns ab⸗ 
gezogen werden. Hinweis auf die EStR für 1939 Mb- 
ſchnitt 65. 


c) Abſchreibungsfreiheit für Qand: 

arbeiter wohnungen 

Buchführende Qand- und Forſtwirte können Aufwen⸗ 
dungen für den Bau, die Erweiterung und Verbeſſerung 
von Landarbeiterwohnungen, die in den Wirtſchaftsjahren 
1937/38 bis 1940/41 hergeſtellt werden, bei der Ermittlung 
des Gewinns im Wirtſchaftsjahr der Herſtellung, Erweite⸗ 
rung oder Verbeſſerung voll oder in drei gleichen Teilbeträ⸗ 
gen abſetzen. Hinweis auf die ESIN für 1939 Abſchnitt 20. 


d) Steuerermäßigung beim Bau von Heuer⸗ 

lings- und Werkwohnungen 

Land⸗ und Forſtwirten wird bei der Veranlagung zur 
Einkommenſteuer oder Umſatzſteuer auf Antrag die Steuer⸗ 
ſchuld um 100 RM für jede Heuerlings⸗ oder Werkwohnung 
ermäßigt, die in der Zeit vom 1. April 1937 bis zum 
30. September 1940 bezugsfertig geworden iſt. Hinweis auf 
die EStR für 1939 Abſchnitt 21. 


8. Übertragung ſtiller Rücklagen auf Erſatzbeſchaffungen 


Scheidet ein Gebäude infolge höherer Gewalt, wie z. B. 
Enteignung oder Brand, gegen Entſchädigung aus dem 
Betriebsvermögen aus, ſo ſoll die Auflöſung einer ſtillen 
Rücklage, die durch eine ſteuerlich zuläſſige Bewertung ent⸗ 
ſtanden iſt, in der Regel nicht zu einem ſteuerpflichtigen 
Gewinn führen. Das wird dadurch erreicht, daß die ſtille 
Rücklage auf das Erſatzgebäude übertragen wird. Wegen 
der Einzelheiten Hinweis auf die EStR für 1939 Ab⸗ 
ſchnitt 9 und auf den Aufſatz Meuſchel „Auflöſung 
ſtiller Rücklagen und übertragung auf Erſatzbeſchaffungen“ 
in der DStz 1940 Nr. 7. 


Einführung des deutschen Einkommensteuerrechts 


in den eingegliederten Ostgebieten 


Von Regierungsrat Dr. Oermann, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 
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. Einkommenſteuervorauszahlungen, 

. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften über den Steuer⸗ 
abzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer), 
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1. Einführung 


Es ſind zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in 
den eingegliederten Oſtgebieten bisher drei Einfüh⸗ 
rungsverordnungen ergangen. 

Es ſind durch die Verordnung zur Einfüh⸗ 
tung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den 
eingegliederten Oſtgebieten vom 18. No⸗ 
dember 1939 (RGBl I S. 2258, RStebzl 1939 S. 1125) 
eingeführt worden: 

die zollrechtlichen Vorſchriften, 

die Vorſchriften über die Verbrauchſteuern, 

die Vorſchriften des Umſatzſteuerrechts, 

die Vorſchriften der Kriegswirtſchaftsverordnung über 

den Kriegszuſchlag auf Bier, Tabak⸗ 

waren und Schaumwein, 


8. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften über den Steuer⸗ 
abzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragſteuer) und von Ein⸗ 
künften bei beſchränkt Steuerpflichtigen, 

9. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften über den Steuer⸗ 
abzug von Aufſichtsratsvergütungen, 

10. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften über die landwirt⸗ 
ſchaftliche Buchführung und des § 3 des Geſetzes über Steuer⸗ 
erleichterungen, 

11. Außerkrafttreten der bisherigen Vorſchriften. 


die Reichsabgabenordnung, das Steuer⸗ 

anpaſſungsgeſetz, das Steuerſäumnis⸗ 

geſetz und A 

die Beſtimmungen, die zur Durchführung 

der bezeichneten Geſetze und Verordnun⸗ 

gen ergangen ſind. Hinweis auf die NdF-Erlaffe 
vom 20. November 1939 (RStBl 1939 S. 1126 und 

1127), die zur Einführung des Umſatzſteuerrechts und des 

Kriegszuſchlags auf Bier, Tabakwaren und Schaumwein 

in den Oſtgebieten ergangen ſind. 

Auf Grund der Zweiten Verordnung 
Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchrif 
in den eingegliederten Oſtgebieten vom 
7. Januar 1940 (RGBI I S. 49, RSBI 1940 S. 33) 
gelten ab 1. Januar 1940 in den eingegliederten Oſtgebieten 
die folgenden Geſetze: 


z u r 
ten 
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das Kapitalverkehrſteuergeſetz (Hinweis auf 
den Röcß⸗Erlaß vom 18. Januar 1940, RStBl 1940 
44 


S. 44), 

das Wechſelſteuergeſetz (Hinweis auf den Rdg- 
Erlaß vom 18. Januar 1940, RStBBl 1940 S. 51), 

das Verſicherungſteuergeſetz und das Feuer⸗ 
ſchutzſteuergeſetz (Hinweis auf den Rdg⸗Erlaß 
vom 18. Januar 1940, RGV! 1940 S. 52), 

das Beförderungſteuergeſetz (Hinweis auf den 
Rößß⸗Erlaß vom 17. Januar 1940, NStBI 1940 S. 61), 
das Urkundenſteuergeſetz (Hinweis auf den 
Rö ⸗Erlaß vom 20. Januar 1940, RStBl 1940 S 65), 
das Kraftfahrzeugſteuergeſetz (Hinweis auf 
a 1 islah vom 23. Januar 1940, NStBl 1940 


einige Vorſchriften des Rennwett⸗ und Rot- 

teriegeſetzes und 

die Vorſchriften, die zur Durchführung 

der bezeichneten Geſetzesvorſchriften er⸗ 

gangen ſind. 

Die Dritte Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den ein- 
gegliederten Oſtgebieten vom 10. Januar 
1940 (RGI I S. 211, RSHI 1940 S. 133) behandelt die 
Einführung des deutſchen Einkommenſteuerrechts 
in den eingegliederten Oſtgebieten. 


2. Räumlicher Geltungsbereich der Dritten Cinführungs- 

verordnung 

Die Einführungsverordnung gilt für die Reichsgaue 
Wartheland und Danzig-Weſtpreußen (mit Ausnahme des 
Gebiets der bisherigen Freien Stadt Danzig und der bisher 
oſtpreußiſchen Gebiete), für die in die Provinzen Oſtpreußen 
und Schleſien eingegliederten Gebiete, für die Regierungs- 
bezirke Zichenau und Kattowitz und für den bisher polniſchen 
Teil des Regierungsbezirks Gumbinnen. 


3. Kreis der eingeführten einkommenſteuerrechtlichen Bor- 
ſchriften 
§ 1 der Dritten Einführungsverordnung vom 10. Ja- 

nuar 1940 gemäß ſind die folgenden Vorſchriften in den ein⸗ 

gegliederten Oſtgebieten in Kraft geſetzt worden: 

1. reer vom 27. Februar 
2. die Durchführungsbeſtimmungen zum 
Einkommenſteuergeſetz vom 17. März 1939, 
3. die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmun⸗ 

gen 1939 vom 10. März 1939, h 
4. die Verordnung zur Durchführung des 

Steuerabzugs vom Kapitalertrag (Kapi⸗ 

talertragſteuer) vom 22. Dezember 1934, 

5. das Geſetz über die Erhebung einer Ab⸗ 
gabe der Aufſichtsratsmitglieder vom 
28. März 1934 in der Faſſung des Geſetzes zur Anderung 
des Einkommenſteuergeſetzes vom 17. Februar 1939. 

6. die Verordnung über den Steuerabzug 
von Aufſichtsratsvergütungen vom 
31. März 1939, 

7. die Verordnung über den Steuerabzug von 
Einkünften bei beſchränkt Steuerpflich⸗ 
tigen vom 6. Februar 1935, 

8. die Verordnung über landwirtſchaftliche 
Buchführung vom 5. Juli 1935, 

9. §3 des Geſetzes über Steuererleichterun⸗ 
gen vom 15. Juli 1933. 

Die Einführung der Verordnung über die 
Aufſtellung von Durchſchnittſätzen für die 
Ermittlung des Gewinns aus Qand- und 
Forſtwirtſchaft vom 31. Dezember 1936 
(RGBl 1937 I S. 1, RStBl 1937 S. 33) und der Verord⸗ 
nung über die Bemeſſung des Nutzungs⸗ 
werts der Wohnung im eigenen Einfami⸗ 
lienhaus vom 26. Januar 1937 (RGBl I S. 99, 
RStBl 1937 S. 161) bleibt einem ſpäteren Zeitpunkt vor⸗ 
behalten. Die beiden Verordnungen können in den ein— 
gegliederten Oſtgebieten erſt angewendet werden, wenn auf 


Grund der Beſtimmungen des Reichsbewertungsgeſetzes 
Einheitswer te feſtgeſtellt worden find. Die Einkünfte 
aus Qand- und Forſtwirtſchaft und der Nutzungswert der 
Wohnung im eigenen Einfamilienhaus müſſen zunächſt noch 
nach den allgemeinen Vorſchriften des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes ermittelt werden. 


4. Erſtmalige Veranlagung nach dem neuen Recht 


Das polniſche Einkommenſteuerrecht, das bis zum In⸗ 
krafttreten des neuen Rechts in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten gegolten hat, hatte mit dem deutſchen Einkommen- 
ſteuerrecht viele gemeinſame Züge. Es wich aber in verſchie⸗ 
denen Richtungen grundlegend von dem deutſchen 
Recht ab. Es wurde z. B. nach dem polniſchen Recht die Ein⸗ 
kommenſteuer des laufenden Jahrs nach dem ſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommen bemeſſen, das der Steuerpflichtige 
im vorangegangenen Kalenderjahr bezogen hatte. 
Die letzte Einkommenſteuerveranlagung nach polniſchem 
Recht iſt für das Kalenderjahr 1939 vorgenommen worden. 
Sie hatte das Einkommen zur Grundlage, das der Steuer: 
pflichtige im Kalenderjahr 1938 erzielt hat. Das deutſche 
Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939 weicht von 
dieſer Regelung ab. Dieſem Geſetz gemäß fallen der 
Zeitraum, in dem das Einkommen erzielt 
wurde (Bemeſſungszeitraum), und der Zeit- 
raum, für den der Steuerpflichtige zur 
Einkommenſteuer veranlagt wird (Verə 
anlagungszeitraum), zuſammen. 

Die erſtmalige Veranlagung nach dem neuen Recht 
kann erſt im Frühjahr 1941 für den Veranlagungs⸗ 
zeitraum 1940 durchgeführt werden. Eine Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung nach den neuen Vorſchriften für den Ver- 
anlagungszeitraum 1939 unterbleibt, weil die Einkommen⸗ 
ſteuerpflichtigen ſonſt für dieſen Veranlagungszeitraum 
zweimal Einkommenſteuer zu entrichten haben würden. 

Dieſe Regelung gilt aber nur für die 
Steuerpflichtigen in den eingegliederten 
Oſtgebieten, die ihrer Einkommenſteuer⸗ 
pflicht für das Kalenderjahr 1939 tat ſäch⸗ 
lich genügt haben. Wenn z. B. ein Steuerpflichtiger 
am 1. November 1939 aus dem Altreichsgebiet in die ein⸗ 
gegliederten Oſtgebiete zugezogen iſt, muß dieſer 
Steuerpflichtige nach den einkommenſteuerrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften, die bisher ſchon für ihn gegolten haben, zur Ein⸗ 
kommenſteuer für das Kalenderjahr 1939 ver- 
anlagt werden. Der Steuerpflichtige würde ſonſt für 
dieſen Zeitraum einkommenſteuer frei bleiben. Ein Steuer⸗ 
pflichtiger, der am 1. Dezember 1939 feinen Wohnſitz aus 
den eingegliederten Oſtgebieten indas andere Reichs ⸗ 
gebiet verlegt hat, iſt bei der Veranlagung zur Einkom⸗ 
menſteuer, die im Kalenderjahr 1940 für den Veranlagungs-⸗ 
zeitraum 1939 durchgeführt wird, nicht heranzuziehen. 


5. Beſteuerung der polniſchen Steuerpflichtigen 


Das deutſche Einkommenſteuerrecht verwirklicht im 
Gegenſatz zum polniſchen Einkommenſteuerrecht in hervor⸗ 
ragendem Maß bevölkerungspolitiſche Forde ⸗ 
rungen. Es iſt nicht angebracht, daß dieſe ſteuerlichen 
Vergünſtigungsbeſtimmungen unterſchiedslosallen 
Steuerpflichtigen in den eingegliederten Oſtgebieten zugute 
kommen. Die Ausnahmeſtellung, die die polniſchen Steuer⸗ 
pflichtigen in den eingegliederten Oſtgebieten einnehmen, 
wird durch eine beſondere Anordnung in dem Rd⸗Erlaß 
vom 10. Februar 1940, der demnächſt im Reichsſteuerblatt 
abgedruckt werden wird, berückſichtigt. Die Anordnung ſtützt 
ſich auf 88 der Einführungsverordnung. Dieſer Vorſchrift 
gemäß trifft der Reichsminiſter der Finanzen die zur Über⸗ 
leitung und Durchführung erforderlichen Anordnungen im 
Verwaltungsweg. Dabei kann er vom geltenden Recht ab- 
weichen. 

Der Anordnung des Reichsminiſters der Finanzen 
gemäß gilt für polniſche Steuerpflichtige das folgende: 


a) Für Steuerpflichtige, die weder zu Be- 
ginn des Veranlagungszeitraums noch 
mindeſtens vier Monate im Veranla⸗ 
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gungszeitraum verheiratet waren, gilt 
die Steuergruppe l. 

b) Für alle anderen Steuerpflichtigen gilt die 
Steuergruppe II. 


6. Einkommenſteuervorauszahlungen 

Die Vorauszahlungen auf die Einkommenſteuer ſind 
wie im anderen Reichsgebiet ab ſofort von allen Steuer⸗ 
pflichtigen zu den im 835 EStG bezeichneten Zeitpunkten, 
alſo am 10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezem⸗ 
ber, zu entrichten. Wegen der Sonderregelung bei Land⸗ 
und Forſtwirten Hinweis auf § 23 ESt DB 1939. Die 
einzelne Einkommenſteuervorauszahlung beträgt bis zur 
Bekanntgabe des Steuerbeſcheids für 1940 ein Viertel 
der letzten Einkommenſteuerjahresſchuld. 

Für die Erhöhung und Herabſetzung der 
Vorauszahlungen gelten grundſätzlich die Vor⸗ 
ſchriften im 887 EStG. Die Einführungsverordnung ge- 
ſtattet aber abweichend von der Vorſchrift im § 37 EStG 
ſchon dann eine Erhöhung oder Herabſetzung der Voraus⸗ 
zahlungen, wenn die um die Steuerabzugsbeträge ver⸗ 
minderte Einkommenſteuer für das Kalenderjahr 1940 vor⸗ 
ausſichtlich um mindeſtens 20 RM höher oder niedriger 
ſein wird als die letzte Einkommenſteuerjahresſchuld, die 
nach den bisherigen Vorſchriften ermittelt worden iſt. Eine 
Herabſetzung der Vorauszahlungen findet nur au f 
Antrag ftait, 


7. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften über den Stener- 
abzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) 

Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes über den 
Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) und die Lohn⸗ 
ſteuerdurchführungsbeſtimmungen 1939 ſind in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten erſtmalig anzuwenden: 


1. bei laufendem Arbeitslohn auf den Arbeitslohn, der für 
einen Lohnzahlungs zeitraum gezahlt wird, 
der nach dem 31. Januar 1940 endet, 

2. bei ſonſtigen (insbeſondere einmaligen) 
Bezügen auf den Arbeitslohn, der nach dem 
31. Januar 1940 gezahlt wird. 


Die Vorſchriften über den Steuerabzug vom Arbeits⸗ 
lohn (Lohnſteuer) ſetzen grundſätzlich die Aus ſchrei⸗ 
bung von Lohnſteuerkarten voraus. Eine allge⸗ 
meine Ausſchreibung von Lohnſteuerkarten nach dem Stich⸗ 
tag vom 10. Oktober 1939 iſt in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten nicht möglich geweſen. Der Reichsminiſter 
der Finanzen hat deshalb die Oberfinanz⸗ 
präſidenten in den Oſtgebieten ermächtigt, 
zu beſtimmen, ob und inwieweit Lohn: 
ſteuerkarten für das Kalenderjahr 1940 in 

en eingegliederten Oſtgebieten ausge⸗ 
ſchrieben werden ſollen. 

Soweit die Oberfinanzpräſidenten die Aus ſchrei⸗ 
ung von Lohnſteuerkarten anordnen, find 
ſie ermächtigt, von den Vorſchriften der Lohnſteuerdurchfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen (3. B. hinſichtlich des Stichtags, hin⸗ 
ſichtlich der Zuſtändigkeit der Gemeindebehörden) abau- 
weichen. 

Soweit die Oberfinanzpräſidenten eine Ausſchrei⸗ 
bung von Lohnſteuerkarten 1940 für die ein⸗ 
Peliederten Oſtgebiete nicht anordnen, ſind alle 

or ſchriften der Lohnſteuerdurchfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen, die auf Lohnſteuer⸗ 
zarten Bezug nehmen, nicht anzuwenden. 
1 95 gilt auch für ſolche Arbeitnehmer, die im Laufe des 
i alenderjahrs 1940 ihren. Wohnſitz aus dem Altreich (ein- 
chließlich der Oſtmark und dem Reichsgau Sudetenland) 
oder aus dem Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
25 die eingegliederten Oſtgebiete verlegen oder dort ohne 
zohnſitzverlegung beſchäftigt werden. Es iſt in dieſem Fall 
zuläſſig, daß der Arbeitgeber den ihm bekannten 
Samilienftand des Arbeitnehmers der Lohnſteuer⸗ 
erechnung zugrunde legt. 
Der Familienſtand iſt dem Arbeitgeber dann bekannt, 
9 er ihn aus eigener Anſchauung kennt, oder 
denn der Arbeitnehmer ſeinen Familienſtand dem Arbeit⸗ 
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geber glaubhaft macht (3. B. durch namentliche Angabe 
der zu ſeinem Haushalt gehörigen minderjährigen Kinder, 
die keine Juden ſind). Hält ein Arbeitgeber die Angaben 
ſeines Arbeitnehmers über den Familienſtand nicht für zu⸗ 
treffend, ſo iſt er berechtigt, von dem Arbeitnehmer die 
Vorlage einer amtlichen Beſcheinigung über 
den Familienſtand zu verlangen. Die Beſcheinigung kann 
durch die Gemeindebehörde des Wohnſitzes des Arbeit- 
nehmers ausgeſtellt werden. 

Der Arbeitgeber muß den ihm bekannten oder nach⸗ 
gewieſenen Familienſtand des Arbeitnehmers im 
Lohnkonto vermerken. Wenn ein Arbeitnehmer 
unrichtige Angaben über ſeinen Familienſtand macht und 
der Arbeitgeber deshalb zu wenig Lohnſteuer einbehält, ſo 
iſt die zu wenig einbehaltene Lohnſteuer vom Arbeit⸗ 
nehmer nachzufordern. 

Für die Höhe der Lohnſteuer polniſcher 
Arbeitnehmer gelten auch im Lohnabzugsverfahren 
die Ausführungen im Abſchnitt 5. 

Soweit die Oberfinanzpräſidenten in den Oſtgebieten 
eine Ausſchreibung von Lohnſteuerkarten 1940 nicht an⸗ 
ordnen, tritt an die Stelle der Eintragung eines 
ſteuerfreien Betrags auf der Lohnſteuer⸗ 
karte 1940 (Hinweis auf die §§ 20 bis 27 LSt DB) eine 
beſondere Beſcheinigung des zuſtändigen 
Finanzamts. Dieſe Beſcheinigung muß den Vorſchriften 
im 827 SStB entſprechen. Sie darf nur erteilt werden, 
wenn bei einem Arbeitnehmer, der in den eingegliederten 
Oſtgebieten wohnt oder beſchäftigt iſt, die Vorausſetzungen 
gegeben ſind, unter denen Beträge vom Arbeitslohn ſteuer⸗ 
frei bleiben dürfen. Die Beſcheinigung iſt dem Arbeit⸗ 
geber vorzulegen. Sie verpflichtet den Arbeitgeber, 
vor Anwendung der Lohnſteuertabelle den Betrag vom 
Arbeitslohn abzuziehen, der in der Beſcheinigung als ſteuer⸗ 
frei bezeichnet iſt. Erſt der Arbeitslohn, der um dieſen 
Betrag gekürzt und nach den Vorſchriften im 8 32 Abſatz 3 
StB abgerundet iſt, ift der Lohnſteuerberechnung 
zugrunde zu legen. Der in der Beſcheinigung bezeichnete 
Betrag itim Lohnkonto zu vermerken. 


8. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften über den Steuer⸗ 
abzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragſteuer) und von 
Einkünften bei beſchränkt Steuerpflichtigen 

Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes über den 

Steuerabzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragſteuer), die 
Verordnung zur Durchführung des Steuerabzugs vom Kapi⸗ 
talertrag (Kapitalertragſteuer) und die Verordnung über 
den Steuerabzug von Einkünften bei beſchränkt Steuer⸗ 
pflichtigen ſind in den eingegliederten Oſtgebieten erſtmalig 
auf die Beträge anzuwenden, die dem Steuerpflichtigen 
nach dem 81. Januar 1940 zufließen. 


9. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften über den Steuer⸗ 
abzug von Aufſichtsratsvergütungen 

Die Abgabe der Aufſichtsrats mitglieder 
ſtellt im Gegenſatz zur Lohnſteuer und zur Kapitalertrag⸗ 
ſteuer, die beide nur Erhebungsformen der Einkommen⸗ 
ſteuer find, eine zur Einkommenſteuer hinzu⸗ 
tretende beſondere ſteuerliche Belaſtung 
der Aufſichtsratsmitglieder dar. Die ſachlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Abgabepflicht ſind in dem Geſetz über 
die Erhebung einer Abgabe der Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder vom 28. März 1934 in der 
Faſſung des Geſetzes zur Anderung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes vom 17. Februar 1939 und die verfahrens 
rechtlichen Vorſchriften in der Verordnung über 
den Steuerabzug von Aufſichtsratsver⸗ 
gütungen vom 31. März 1939 enthalten. Dieſe 
Vorſchriften ſind in den eingegliederten Oſtgebieten erſt⸗ 
malig auf die Beträge anzuwenden, die dem Steuerpflichti⸗ 
gen nach dem 31. Januar 1940 zufließen. 


10. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften über die land 
wirtſchaftliche Buchführung und des $ 3 des Geſetzes 
über Steuererleichterungen 
Qand- und Forſtwirte in den eingegliederten 

Oſtgebieten werden ab 1. Juli 1940 erjtmalig 
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buchführungspflichtig, wenn vor dieſem Beit- 
punkt bei einer Veranlagung zur Einkommenſteuer, Körper⸗ 
ſchaftſteuer oder Umſatzſteuer oder in einem eine ſolche Ver⸗ 
anlagung betreffenden Rechtsmittelverfahren feſtgeſtellt wor⸗ 
den iſt, daß fie eine der im $ 161 Abſatz 1 Ziffer 1 Buchſtaben 
a oder e der Reichsabgabenordnung bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen (mehr als 200 000 RM Umſatz oder mehr als 
6000 RM Einkünfte aus Qand- und Forſtwirtſchaft) er- 
füllen. Hinweis auf § 1 der Verordnung über land⸗ 
r Buchführung vom 5. Juli 

5. 

Der Reichsminiſter der Finanzen kann auf Grund des 
§ 3 des Geſetzes über Steuererleichterun⸗ 
gen vom 15. Juli 1933 Unternehmen zur Entwick⸗ 
lung neuer Herſtellungsverfahren oder zur Herſtellung neu⸗ 
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artiger Erzeugniſſe unter beſtimmten Vorausſetzungen von 
den laufenden Steuern des Reichs und der Länder, die vom 
Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen oder vom Umſatz 
erhoben werden, ganz oder teilweiſe befreien. Eine beſondere 
Beſtimmung über die erſtmalige Anwendung der Vorſchrift 
in den eingegliederten Oſtgebieten erübrigt ſich. Wegen der 
Einzelheiten Hinweis auf die amtlichen Erläuterungen zum 
Geſetz über Steuererleichterungen im RStBl 1933 S. 832 
und folgende. 


11. Außerkrafttreten der bisherigen Vorſchriften 

Soweit die im Abſchnitt 3 bezeichneten Vorſchriften in 
Kraft treten, ſind die entſprechenden Vorſchriften, die in den 
eingegliederten Oſtgebieten bisher gegolten haben, nicht 
mehr anzuwenden. 


Eillldien ſt⸗ Nachrichten | 


gbſchreibungsfreiheit für betriebliche Anlagegüter in den 
f 


fudetendeutjchen Gebieten 
Buchführende und nichtbuchführende Ge⸗ 
werbetreibende, Land: und Forſtwirte und 


ſelbſtändig Berufstätige in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten können Wirtſchaſtsgüter des Anlagevermögens auf Grund 
der Runderlaſſe des Rö vom 4. Februar und 13, Juni 1939 
8 2119 — 945 und 975 III (RStel 1939 S. 281 und 755) ohne 
Rückſicht auf die betriebsgewöhnliche Nutzungs⸗ 
dauer abſchreiben. Die Abſchreibungsfreiheit gilt nur für 
Wirtſchaftsgüter, die im Reichsgebiet mit Ausnahme des Protel- 
torats Böhmen und Mähren bergeſtellt oder zollfrei aus dem 
Ausland oder dem Protektorat Böhmen und Mähren eingeführt 
find, Die Wirtſchaftsgüter müſſen neu fein na dem 
10. Oktober 1938 angeſchafft oder im eigenen Betrieb her⸗ 
geſtellt ſein und mußten bisher ſpäteſtens am 
31. Dezember 1939 beſtellt oder es mußte — im Fall 
der Eigenherſtellung — ſpäteſtens zu dieſem Zeitpunkt die 
Herſtellung in Angriff genommen worden ſein. Die Ab⸗ 
ſchreibungsfreiheit kann erſt nach Lieferung oder — im 
Fall der Eigenherſtellung — ert nach Fertigſtellung 
des Wirtſchaftsguts in Anſpruch genommen werden. 

Der Rdß hat die Frift für die Beſtellung und für 
den Beginn der Eigen herſtellung durch den Rund⸗ 
erlaß vom 31. Januar 1940 8 2110 — 1055 III bis zum 
30. Juni 1940 verlängert. Er hat außerdem angeordnet, 
daß buchführende Steuerpflichtige der oben begeit- 
neten Art, die im Jahr der Beſtellung oder des Beginns der 
Eigenherſtellung von der Abſchreibungs freiheit nicht 
Gebrauch machen können, weil die Wirtſchaftsgüter am 
Schluß des Jahrs noch nicht geliefert oder — im Fall der 
Eigenherſtellung — noch nicht fertigge ſtellt ſind, an 
Stelle der Abſchreibung eine ſteuerfreie Rück⸗ 
lage bis zum Höchſtbetrag von 2b vom Hundert des 
Jahresgewinns machen dürfen. Der Runderlaß führt dazu 
das folgende aus: 

„(1) Die Abſchreibungsfreiheit für betriebliche Anlage⸗ 
güter in den früheren ſudetendeutſchen Gebieten iſt in Ab⸗ 
änderung meiner Anweiſung im Abſatz 1 Ziffer 2 meines 

Runderlaſſes vom 4. Februar 1939 8 2119 — 945 III auch 
dann zu gewähren, wenn die Anlagegüter bor dem 
1. Juli 1940 beſtellt werden oder wenn im Fall der Eigen⸗ 
berſtellung mit der Herſtellung ſpäteſtens am 30. Juni 1940 
begonnen wird. 

) Buchführende Steuerpflichtige können 
für das Wirtſchaftsjahr 1939 (1938/39) in Höhe des Betrags 
der vorausſichtlichen Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten von 
Anlagegütern eine ſteuerfreie Rücklage bilden, wenn 
die in Betracht kommenden Anlagegüter am Schluß des 
Wirtſchaftsjahrs 1939 (1938/39) noch nicht geliefert 
oder im Fall der Eigenherſtellung noch nicht fertig⸗ 
geſtellt worden find. Die anderen Voraus ſeßzun 
gen der Abſchreibungsfreiheit müſſen ge⸗ 
geben fein. Dasſelbe gilt entſprechend für das Wirtſchafts⸗ 
jahr 1940 (1939/40) hinſichtlich der Anlagegüter, die im Wirt 
ſchaftsjahr 1940 (1939/40) vor dem 1. Juli 1940 beſtellt worden 
find oder mit deren Herſtellung ber dem 1. Juli 1940 begonnen 
worden iſt. n 

(3) Die Rücklage darf nichtmehr als 25 bom 
Hundert des Gewinns betragen und iſt geſondert 
auszuweiſen. Sie ift im Zeitpunkt der Aufſtellung des 
Haupfabſchluſſes für das Wirtſchaftsjahr aufzulöſen, in 


dem die einzelnen, ſelbſtändig bewertungsfähigen Anlagegüter 
geliefert oder im Fall der Eigenherſtellung fertiggeſtellt worden 
find, und zwar entſprechend dem Wert der ge⸗ 
lieferten oder fertiggeſtellten Anlagegüter. 
Die Rücklage tit ſpäteſtens im Zeitpunkt der Aufſtellung 
des Hauptabſchluſſes für das Wirtſchaftsjahr 1942 (1941/42 
in voller Höhe aufzulöſen. Für die gelieferten oder 
hergeſtellten Anlagegüter kann die Abſchreibungsfreiheit in 
Anſpruch genommen werden. 
Beiſpiel: 
Ein Unternehmer hat im Wirtſchaftsjahr 1989 für 
50 000 RM betriebliche Anlagegüter beſtellt, für die die 
Abſchreibungsfreiheit hätte in Anſpruch genommen werden 
können, wenn die Anlagegüter bis zum Schluß des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs 1939 geliefert worden wären. Es ſind jedoch 
im Wirtſchaftsjahr 1939 nur für 10 000 RM Anlagegüter 
va worden. Für diefe Anlagegüter ift die Abſchrei⸗ 
ungsfreiheit in Anſpruch genommen worden. Der Gewinn 
des Wirtſchaftsjahrs 1939 beträgt nach Inanſpruchnahme 
der Abſchreibungsfreiheit 120000 RM. Der Unternehmer 
kann im Hauptabſchluß für das Wirtſchaftsjahr 1939 eine 
ſteuerfreie Rücklage in Höhe von 80 000 RM (= 25 von 
Hundert von 120 000 RM) bilden. Der Gewinn des Wirt: 
ſchaftsjahrs 1939 vermindert ſich auf 90 000 RM. 
Im Wirtſchaftsjahr 1940 werden auf Grund der Be⸗ 
ſtellung im Wirtſchaftsjahr 1939 Anlagegüter im Wert von 
5 000 RM geliefert. Die Rücklage bon 30 000 RM ijt im 
Betrag von 5 000 AM aufaulöjen. Für die im Wirtſchafts⸗ 
jahr 1940 gelieferten Anlagegüter kann die Abſchreibungs⸗ 
freiheit in voller Höhe in Anſpruch genommen werden. 
Der Gewinn erhöht ſich infolge Auflöſung der Rücklage um 
5 000 RM und vermindert fich infolge Inanſpruchnahme 
der Abſchreibungsfreiheit um 5000 RM. 


Im Wirtſchaftsjahr 1941 werden auf Grund der Ve- 
ſtellung im Wirtſchaftsjahr 1939 weitere Anlagegüter im 
Wert von 10 000 RM geliefert. Die Rücklage iſt im Betrag 
von 10000 RM aufzulöſen. Für die im Wirtſchaftsjahr 1941 
gelieferten Anlagegüter im Wert von 10 000 RM kann die 
Abſchreibungsfreiheit in voller Höhe in Anſpruch genommen 
werden. Der Gewinn des Wirtſchaftsjahrs 1941 erhöht ſich 
infolge Auflöfung der Rücklage um 10000 RM und vermindert 
JN ai Inanſpruchnahme der Abſchreibungsfreiheit um 


Im Wirtſchaftsjahr 1942 werden auf Grund der Be- 

ſtellung im Wirtſchaftsſahr 1939 Anlagegüter im Wert von 
5 000 RM geliefert. Die Rücklage im Reſtbetrag von 
15 000 RM ift in voller Höhe aufzulöſen. Für die im Wirt- 
ſchaftsjahr 1942 gelieferten Anlagegüter im Wert von 
5000 RM kann die Abſchreibungsfreiheit in voller Höhe in 
Anſpruch genommen werden. Der Gewinn des Wirtſchafts⸗ 
jahrs 1942 erhöht ſich infolge Auflöſung der Rücklage um 
15 000 RM und vermindert ſich infolge Inanſpruchnahme der 
Abſchreibungsfreiheit um 5000 RM. 
Würde im Wirtſchaftsjahr 1942 der Neft der im Wirt 
ſchaftsjahr 1989 beſtellten Anlagegüter im Wert von 
25 000 RM geliefert werden, fo wäre die Rücklage im Reſt⸗ 
betrag von 15 000 MM ebenfalls in voller Höhe aufzulöſen. 
Für die im Wirtſchaftsjſahr 1942 gelieferten Anlagegüter 
könnte die Abſchreibungsfreiheit in Anſpruch genommen 
werden. In dieſem Fall würde ſich der Gewinn infolge der 
Auflöſung der Rücklage um 15 000 RM erhöhen und infolge 
Inanspruchnahme der Abſchreibungsfreiheit um 25000 RM 
vermindern.“ Haf. 
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